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GRUßWORT 

Forschung am Fachbereich Soziale Arbeit orientiert sich an Fragestellungen aus dem beruflichen 
Feld der Sozialen Arbeit und ist in den meisten Fällen eine Forschung mit der Praxis und für die 
Praxis. Vor dem Hintergrund allgemeiner Veränderungen in der Gesellschaft und individueller Le-
benswirklichkeiten geht sie über eine kritische Analyse gesellschaftlicher Verhältnisse und sozialer 
Problemlagen der Adressat*innen Sozialer Arbeit hinaus: Erfahrungen bewährter und innovativer 
Sozialarbeit sollen für Wissenschaft und Praxis fruchtbar gemacht werden. 

Hierfür braucht es geeignete Rahmenbedingungen: Mit der Gründung des Instituts für Soziale Arbeit 
und Sozialpolitik bietet der Fachbereich forschenden Kolleg*innen die Möglichkeit einer kritischen 
und reflexiven Auseinandersetzung mit ihren Arbeiten und den daraus gewonnenen Erkenntnissen. 
Gleichzeitig wird durch den intensiven Austausch mit den Mitgliedern des Institutsbeirats sicherge-
stellt, dass die Ergebnisse der verschiedenen Forschungsprojekte in die Praxis rückgekoppelt und 
Impulse aus der Praxis für weitere Forschungen aufgegriffen werden können. Zweimal jährlich stel-
len Kolleg*innen ihre Forschungen daher den Mitgliedern des Institutsbeirats vor und haben so Ge-
legenheit, ihre Fragestellungen und Erkenntnisse mit Personen aus der Praxis zu diskutieren. 

Die Vorträge, die seit der Institutsgründung bis heute im Institutsbeirat präsentiert und diskutiert 
wurden, sind in der vorliegenden Broschüre zusammengetragen. Wir danken allen (ehemaligen) Kol-
leg*innen, die ihre Beiträge noch einmal überarbeitet haben und sie durch diese Broschüre einem 
weiteren Kreis Interessierter zugängig machen. Wir danken auch den Beiratsmitgliedern für ihre 
engagierten Diskussionen und wertvollen Anregungen zu den unterschiedlichen Forschungsfeldern. 
Ganz besonders möchten wir an dieser Stelle aber Ulrike Leonhardt danken, die in ihrer Zeit als 
Wissenschaftliche Mitarbeiterin am Institut für Soziale Arbeit und Sozialpolitik nicht nur die Beirats-
sitzungen maßgeblich organisiert und mit ihrer herzlichen und verbindlichen Art den Kontakt zu den 
Beiratsmitgliedern über die vergangenen Jahre kontinuierlich gehalten hat, sondern auch die Idee 
zur vorliegenden Broschüre hatte und die Beiträge zusammengetragen hat. Dieses Abschiedsge-
schenk wird uns zukünftig an die jahrelange Zusammenarbeit mit ihr erinnern, wofür wir uns ganz 
herzlich bedanken und ihr für ihren wohlverdienten Ruhestand alles erdenklich Gute wünschen. 

 

         

    Prof. Dr. Rolf Keim           Prof. Dr. Yvonne Haffner 
Dekan      Institutsleiterin 
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Vorwort

Mit dem Wunsch am Fachbereich Soziale Arbeit Forschung unter einem Dach zu verei-
nen, die interdisziplinäre Vernetzung innerhalb des Fachbereichs Soziale Arbeit zu för-
dern und die Forschungsaktivitäten auszubauen, setzten sich die Gründungsmitglieder 
Prof. Dr. Manfred Gerspach, Prof. Dr. Walter Hanesch, Prof. Dr. Rolf Keim, Prof. Dr. Frank 
Norbert Loges und Prof. Dr. Achim Schröder auseinander und es entstand die Idee zur 
Gründung eines Fachbereichsinstitutes. Am 12.Dezember 2006 war es dann soweit, das 
Präsidium der Hochschule Darmstadt beschloss nach § 42 Abs. 5 Hessisches Hoch-
schulgesetz die Einrichtung des Instituts für Soziale Arbeit und Sozialpolitik (ISASP). 
Die Gründungsversammlung wurde am 07. Februar 2007 mit bereits 11 Mitgliedern 
durchgeführt. Seither nimmt die Mitgliederzahl kontinuierlich zu und liegt heute bei 18 
Personen des Lehrkörpers im Fachbereich Soziale Arbeit.

Das ISASP ist eine wissenschaftliche Einrichtung und verfolgt das Ziel, die angewandte 
Forschung im Bereich der Sozialen Arbeit und der Sozialpolitik zu vertiefen und die 
inhaltliche Profilierung des Fachbereichs zu unterstützen. Dabei soll eine enge Ver-
knüpfung von Forschung und Lehre sowie die studienbegleitende Qualifizierung der 
Studierenden des Fachbereichs geleistet werden. Daraus ergeben sich u.a. folgende 
Aufgaben des Instituts: Die Planung, Unterstützung, Koordination und Bündelung 
von Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten, das Akquirieren von Drittmitteln für 
Forschungs- und Entwicklungsprojekte, der Austausch und die Vernetzung von For-
schungsaktivitäten und die Kooperation mit Trägern der Sozialen Arbeit und mit ande-
ren Hochschulen und Forschungseinrichtungen. Zur Erfüllung dieser Aufgaben führt 
das Institut Vorhaben der grundlegenden und angewandten Forschung sowie Fachver-
anstaltungen durch und beteiligt Studierende an der Forschung durch Assistenztätig-
keiten und Anfertigung von Studien und Examensarbeiten.

Das Spektrum der Forschungsthemen des Instituts bzw. des Studiengangs Soziale 
Arbeit reicht von Fragen zur Entwicklung und Verteilung von Lebens-, Problem- und 
Bedarfslagen der Bevölkerung bis zu Möglichkeiten der Bedarfsdeckung und Prob-
lemlösung im Kontext sozialer Sicherungs- und Hilfesysteme im Zusammenspiel von 
Staat, Markt und Bürger*innengesellschaft. Den Projekten liegen insbesondere sozi-
al-, erziehungs- und gesundheitswissenschaftliche Forschungsansätze und Methoden 
zugrunde.



Laut Gründungs- und Organisationsstatut ist dem Institut ein Institutsbeirat zugeord-
net, der seine Arbeit 2008 aufnahm und seither bis zu zweimal im Jahr tagt. Der Beirat 
umfasst Persönlichkeiten aus dem Bereich der Sozialpolitik und der öffentlichen und 
freien Wohlfahrtspflege sowie aus der Forschung und Praxis der Sozialen Arbeit. Die 
Beiratsmitglieder beraten das Institut bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben, wohin-
gegen die Institutsmitglieder in Form eines wissenschaftlichen Inputs in jeder Beirats-
sitzung zum Transfer von Wissenschaft und Praxis beitragen.
Die in dieser Broschüre zusammengetragenen Beiträge beinhalten alle Vorträge, die 
seit Institutsgründung in den Beiratssitzungen gehalten und angeregt diskutiert wur-
den. Seit 2017 veröffentlichen die Institutsmitglieder – über eine Publikationsreihe mit 
unterschiedlichen Formaten – ihre Forschungsarbeiten sowie Abschlussarbeiten von 
Absolvent*innen. So liegt es nahe, auch die Vorträge zu den Beiratssitzungen in dieser 
Reihe herauszugeben.

Ulrike Leonhardt 
Wissenschaftliche Mitarbeiterin am ISASP von 2011 – 2020
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Wissenschaftliche Begleitung und Evaluation des ‘Suchthilfeverbundes‘ 
der Caritasverbände in Hessen

Prof. Dr. phil. Hans-Joachim Gehrmann
2. Beiratssitzung 22-04-2009

Prof. Dr. Hans-Joachim Gehrmann berichtet, dass sich im April 2007 alle hessischen 
Einrichtungen und Dienste im Suchthilfebereich, die sich in der Trägerschaft der in 
Hessen arbeitenden Caritasverbände befinden, zu einem Verbund zusammengeschlos-
sen haben. Ziel dieses Verbundes ist es, bei einem flexiblen und effizienten Ressour-
ceneinsatz durch verschiedenste Angebote in Bereichen wie Beratung, ambulante und 
stationäre Therapie, Betreutes Wohnen und Adoption eine „angemessene Hilfe aus 
einer Hand“ so anzubieten, dass nach dem sozialräumlich orientierten Regionalprinzip 
sichergestellt wird, dass allen Klientinnen und Klienten „in ihrer unmittelbaren Umge-
bung“ eine ambulante Beratungsstelle zur Verfügung steht.
Die im Herbst 2007 begonnene und bis Ende 2010 laufende Wissenschaftliche Beglei-
tung ist als eine summative Evaluation, dieses vorwiegend infrastrukturell und organi-
sationstheoretisch zu erfassenden Prozesses, angelegt.
Nach einer Sekundäranalyse der schon vorliegenden Daten aus dem Deutschen Kern-
datensatz in Zusammenarbeit mit dem Institut für interdisziplinäre Sucht- und Dro-
genforschung an der Universität Hamburg (ISD) und leitfadengestützter Interviews 
mit allen Einrichtungsleiter*innen des Verbundes, ist eine Baseline erstellt worden. 
Erweitert wurde diese Datenbasis im Herbst 2008 durch standardisierte Mitarbei-
ter*innen- und Klient*innenbefragungen zu den Erwartungen an den Verbund und 
seinen verschiedenen Angebotsmöglichkeiten. Eine Deskription der für die erhofften 
Mobilitätsprozesse in diesem Verbund relevanten sozialräumlichen Strukturen steht 
u.a. 2009 im Vordergrund der Evaluation, wie auch die Frage, ob und wie das Suchthil-
feangebot durch die schon im Verbund bestehenden und noch weiter anzubauenden 
Onlineberatungen ergänzt und zu einer besseren Versorgung – gerade außerhalb von 
Ballungsgebieten – in der Fläche eingesetzt werden kann.
Zeitlich parallel dazu werden die Veränderungen der Daten aus der Baseline dokumen-
tiert und im Sinne des Projektauftrages analysiert und interpretiert.
Das Projekt hat eine Laufzeit von 2008-2011 und wird von „Aktion Mensch“ und weiteren 
Mitteln des Auftraggebers finanziert.



10 Beiratssitzung 2009

Geschlechtsspezifische Prävention psychosozialer Probleme in städtischen 
Kindertagesstätten und die Wechselwirkungen mit der Arbeitsbelastung 
und Gesundheit des pädagogischen Personals

Prof. Dr. med. Cornelia Krause-Girth
2. Beiratssitzung 22-04-2009

Prof. Dr. Cornelia Krause-Girth stellt ihr Forschungsprojekt „Geschlechtsspezi-
fische Prävention psychosozialer Probleme in städtischen Kindertagesstätten und 
die Wechselwirkungen mit der Arbeitsbelastung und Gesundheit des pädagogischen 
Personals“ vor. 
Das Präventions-Projekt wird in sechs Kindertagesstätten in Darmstadt durchgeführt; 
Unterstützung findet es unter anderem von Seiten der Stadt Darmstadt und des Darm-
städter Forums für psychoanalytische Heilpädagogik und Soziale Arbeit e.V.
Die zentrale Forschungsfrage ist, ob sich mit niedrigschwelliger geschlechtsspezifischer 
Prävention in Kindertagesstätten die Rate von Kindern mit psychosozialen Problemen 
oder Verhaltensauffälligkeiten verringern lässt. Zugleich wird empirisch untersucht, ob 
sich die Arbeitsbelastung und Gesundheit des Personals durch gezielte Intervention, 
z.B. Team Supervision, im Rahmen des Projektes verändern lassen. Neuere Studien 
haben gezeigt, dass ein Anstieg psychischer und sozialer Probleme von Kindern insbe-
sondere dort anzutreffen ist, wo Kinderarmut zunimmt. Die Geschlechterkomponente 
wird dabei oft übersehen, weil die Debatte um die Diagnose AD(H)S und die steigenden 
Verordnungen von Psychopharmaka an Kinder, überwiegend Jungen betreffen. Mäd-
chen hingegen bringen ihre Probleme häufig weniger auffällig zum Ausdruck und lau-
fen Gefahr übersehen zu werden. Ein Ziel des Vorhabens ist, eine geschlechtersensible 
präventiv orientierte Haltung auf Seiten der Fachkräfte zu entwickeln. Kindertagesein-
richtungen besitzen die Bedeutung von Bildungsorten, die Kinder in vielfältiger Weise 
sozialpädagogisch fördern können. Allerdings nur dann, so Dr. Krause-Girth, wenn sie 
über qualifiziertes und ausreichendes Personal verfügen. Dass dies oft nicht die Re-
alität ist, zeigen aktuelle Studien sowie die bisherigen Zwischenergebnisse. Es lasse 
sich erkennen, dass die Gesundheitsbeeinträchtigungen sowie die Arbeitsbelastungen 
des Personals hoch sind, insbesondere in Kitas in sozial benachteiligten Stadtteilen mit 
einem hohen Anteil armer bildungsfern aufwachsender Kinder. Genau an dieser Stelle 
setzt das Modellprojekt mit seinen Angeboten an: Supervision, Weiterbildungsmaß-
nahmen, Beratung sowie thematische Elternabende.
Forschungsleitende Fragestellungen sind: Lässt sich durch Fortbildung und Supervi-
sion des pädagogischen Personals die Rate verhaltenssauffälliger Kinder in Kinderta-
gesstätten beeinflussen? Lassen sich mit dieser qualitativen Optimierung der pädago-
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gischen Arbeit in Kindertagesstätten die subjektiven Arbeitsbelastungen des Personals 
verringern? Kann durch diese Förderung eine Qualitätsintensivierung und -sicherung 
der Betreuung im Kindertagesstättenbereich erfolgen? Können auf diese Weise bela-
stete Kinder schneller identifiziert und gezielt sozialpädagogisch und therapeutisch 
betreut werden?

Folgende Maßnahmen sind Bestandteil des Modellprojektes:
•	Maßnahmen zur Qualitätssicherung im Bereich der Kindertagesstätten:
•	Förderung der Eltern-Kompetenz im Rahmen von Elternabenden
•	Weitergehende Qualifizierung und Sensibilisierung der Erzieher*innen für  

geschlechtsspezifische psychosoziale Auffälligkeiten
•	Fortbildungsangebote für Erzieher*innen und Eltern
•	Entlastung des pädagogischen Personals durch Supervision und von uns supervi-

dierte Praktikant*innen und Sozialpädagog*innen im Berufsanerkennungsjahr.

Qualitätssicherung sozialpädagogischer Ausbildung durch die Anbindung des Projekts 
an die Lehre:
•	Intensivierung des Praxisbezuges und der Ausbildungsqualität durch begleitende 

Projekt-Interventionsarbeit im Rahmen von einjährigen Praktika von Studierenden 
in den Kindertagesstätten.

•	Sensibilisierung für geschlechterspezifische Entwicklungen von psychosozialen Pro-
blemen im Kindesalter und ihre Implikationen für eine präventive Soziale Arbeit bei 
Studierenden wie Absolventen im Berufsanerkennungsjahr. Da das Projekt sich als 
Mittler zwischen Theorie und Praxis versteht, werden während des gesamten For-
schungsprozesses die Erkenntnisse der Erhebungen in die Praxis im Rahmen von 
Fortbildungen zurückgemeldet.

Das Projekt hat eine Laufzeit von 4 Jahren (2008-2012) und wird in Kooperation mit 
der Stadt Darmstadt und dem Darmstädter Forum für psychoanalytische Heilpäda-
gogik und Soziale Arbeit e.V. durchgeführt. Finanziert wird das Modellvorhaben von 
der Hans-Böckler-Stiftung, der Wissenschaftsstadt Darmstadt, der Bürgerstiftung der 
Wissenschaftsstadt Darmstadt, dem gFFZ Gender- und Frauenforschungszentrum der 
hessischen Hochschulen, der DAK, der Deutschen Psychoanalytischen Vereinigung 
(DPV) und der Stiftung der DPV.
Erster Zwischenstand: Die Angebote des Projekts an die beteiligten Kitas werden ins-
gesamt gut angenommen. 
Die themenspezifischen Elternabende wurden von Erzieherinnen wie Eltern inte-
ressiert angenommen. Die angebotenen 14-tägigen Supervisionen waren teilweise 
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schwierig in den Kita-Alltag zu integrieren. Es sollten keine zusätzlichen Überstunden 
entstehen. Hierbei spielt offenbar die Passung zwischen der Person des Supervisors/
der Supervisorin und der jeweiligen Kita eine große Rolle. Die Fortbildungsangebote 
der Hochschule mit Vorstellung der jeweiligen Zwischenergebnisse wurden teilweise 
begeistert genutzt und gaben zu regen Diskussionen über Gesundheitsbelastungen 
von Kindern und Personal Anlass. Insbesondere die für die regelmäßige Erhebung der 
kindlichen Verhaltensweisen notwendige gründliche Beobachtung jedes Kindes und 
deren Auswertung öffneten den Erzieher*innen bisher übersehene Problembereiche 
einzelner Kinder. Ebenso wurden die Erzieherinnen durch die regelmäßige Erhebung 
für ihre eigenen Gesundheitsprobleme sensibilisiert. 
Auf Seiten der Studierenden gibt es ein so großes Interesse an der Teilnahme, dass 
die Zahl auf 24 Studierende -ein Drittel davon männlich- pro Jahr begrenzt werden 
musste. Überwiegend erleben die Kitas die studentischen Praktikanten als hilfreich. 
Ein Teil der Studierenden wird für die Arbeit mit Kindern so motiviert, dass sie dieses 
Thema in Diplom-, Bachelor- und Masterarbeiten weiterverfolgen wollen und darin 
eine Berufsperspektive sehen. Ähnliche Entwicklungen konnten wir bei einigen Sozi-
alpädagog*innen im Anerkennungsjahr beobachten. Sie konnten nach dem Abschluss 
sofort Festanstellungen in entsprechenden Einrichtungen finden. Einige begannen eine 
Ausbildung als Kinder- und Jugendlichentherapeut*innen. Von allen Beteiligten ver-
sprechen wir uns eine Wirkung als Multiplikator*innen für das Thema Gesundheitsför-
derung in Kindertageseinrichtungen.
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Studieren mit Kind an der h_da

Prof. Dr. phil. Rolf Keim�
3. Beiratssitzung 28-10-2009

Prof. Dr. Rolf Keim berichtet über sein Forschungsprojekt „Studieren mit Kind an der 
h_da“. Angesichts einer hohen Kinderlosigkeit unter Akademiker*innen in Deutschland 
werden derzeit Bildungsinstitutionen wie Hochschulen und Universitäten bezüglich ih-
rer elternfreundlichen Bedingungen überprüft. Hierzu hat die Frauenbeauftragte der 
h_da ein internes Untersuchungsprojekt initiiert, das sich mit der Frage beschäftigt, wie 
die Vereinbarkeit von Studium und Elternschaft erleichtert werden kann. Die Untersu-
chung konzentriert sich auf Schnittpunkte, bei denen eine „eingeschränkte Studierfä-
higkeit“, vornehmlich durch Elternschaft, auf die Anforderungen des Bildungssystems 
treffen. Die Frage ist, welche Maßnahmen, auch im Sinne einer positiven Diskriminie-
rung, zu einer Entlastung der Studierenden mit Kind(ern) beitragen können. Bei der 
Untersuchung wird, so Dr. Keim, großen Wert daraufgelegt, ein Konzept für verbesserte 
Rahmenbedingungen derart zu gestalten, dass Väter und Mütter gleichermaßen ihren 
Elternaufgaben nachkommen können.
Es wurden eine Bestandsanalyse bestehender Angebote sowie eine standardisierte Fra-
gebogenerhebung, eine Online-Befragung unter Studierenden und leitfadengestützte 
Expert*inneninterviews durchgeführt. Auf diese Weise konnten sowohl Angebote als 
auch Bedürfnisse erhoben werden, die Aufschluss über die Bedarfslage notweniger 
elternfreundlicher Regelungen und Ermöglichungsräume gewähren. Der Fokus der 
Erhebungen richtete sich dabei auf die allgemeinen Lebensbedingungen studierender 
Eltern (Beratung, Wohnen, Betreuung, BAföG usw.) und die hochschulinternen Rah-
menbedingungen (z.B. studienorganisatorische Regelungen, bestehende Initiativen, 
Infrastrukturangebote usw.).
Abschließend stellt Dr. Keim zentrale Ergebnisse zum Bedarf der Studierenden und 
Expert*innen sowie daraus abgeleitete Maßnahmen vor. 

Befragung der Studierenden
Nach einer Fragebogenerhebung unter Erstsemesterstudierenden im WS 2009 liegt 
der Anteil studierender Eltern an der Hochschule Darmstadt mit 6% etwas über dem 
bundesweiten Anteil von 5% (19. Sozialerhebung des Deutschen Studierendenwerks).
Ein Kinderwunsch unter Erstsemesterstudierenden bestehe bei knapp 2/3 (64%) der 
Befragten. Die Skepsis gegenüber Möglichkeiten der Vereinbarkeit von Elternschaft 
und Studium ist jedoch groß.



14 Beiratssitzung 2009

Handlungsbedarf bezüglich verbesserter Bedingungen zur Vereinbarkeit von Stu-
dium und Elternschaft bestehe nach Aussagen Studierender mit Kind besonders in 
folgenden Bereichen:
•	finanzielle Unterstützung,
•	Informations- und Beratungsstelle,
•	mehr Betreuungsplätze,
•	Notfallbetreuung,
•	Erleichterung des Wiedereinstiegs nach der Babypause,
•	Anpassung der Prüfungsordnung an die Situation studierender Eltern und eine  

bessere Infrastruktur.

Befragung von Expert*innen
Studiendekan*innen und Prüfungsausschussvorsitzende erklären, dass Studierende 
mit Kind nur selten ihre Bedürfnisse, z.B. bei Berücksichtigung in Prüfungssituati-
onen, äußern. Im Studienalltag würde die Situation studierender Eltern für Lehrende 
kaum sichtbar und somit kaum kommuniziert. Viele tolerante Studiendekan*innen und 
Prüfungsausschussvorsitzende berichten, dass sie bisher auf Anfrage für Einzelfälle 
individuelle Lösungen finden.
Der Beratungsbedarf in Sachen „Studieren mit Kind“ wächst nach Daten des Studie-
rendenwerks Darmstadt. Es ist notwendig studierende Eltern eine zentrale Ansprech-
stelle innerhalb der h_da zur Verfügung zu stellen und die Vernetzung unter Studie-
renden mit Kind zu ermöglichen. Öffnungszeiten von Kinderbetreuungseinrichtungen 
in Darmstadt (auch die der Hochschul-Krippe: „Krabbelkiste“) decken sich keineswegs 
mit Vorlesungszeiten. Zudem werden Eltern von „Landkreiskindern“ bisher bezüglich 
der Kinderbetreuungskosten benachteiligt.

Abgeleitete Maßnahmen (exemplarisch)
•	Es wäre sinnvoll eine zentrale Anlaufstelle, ein so genanntes „Familienbüro“ mit 

beratenden und vernetzenden Aufgaben einzurichten,
•	Zugang zu Informationen könnte über eine Internetseite „Studieren mit Kind“ er-

folgen (innerhalb h_da Homepage),
•	ein zu moderierendes Elternnetzwerk könnte Selbsthilfepotentiale unterstützen,
•	Studienbedingungen wie: Prüfungsfristen, Präsenzpflicht, Stundenplanorganisation 

müssten elternfreundlicher gestaltet werden, eine stundenweise Kinderbetreuung 
auf dem Campus scheint dringend notwendig, die Hochschule müsste dazu Räume 
und Personal zur Verfügung stellen.
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Das Projekt hat eine Laufzeit von 09/2009-02/2011 und wird durch die Hochschule 
Darmstadt finanziert.

Anm. des Autors: Der Bericht zu diesem Forschungsprojekt mündete in eine Antrag-
stellung an das Hessische Sozialministerium zur Anschubfinanzierung des Familien-
büros der Hochschule Darmstadt. Der Antrag wurde im August 2011 bewilligt.
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Partizipation und Kooperation von Jugendarbeit und Schule (PKJS) –  
Wissenschaftliche Begleitung des Hessischen Aktionsprogramms

Prof. Dr. phil. Achim Schröder
3. Beiratssitzung 28-10-2009

Prof. Dr. Achim Schröder berichtet über die Wissenschaftliche Begleitung des 
Hessischen Aktionsprogramms „Partizipation und Kooperation zwischen Jugend-
arbeit und Schule (PKJS)“. Ausgehend von der bereits vielfältig praktizierten au-
ßerschulischen Jugendarbeit und Jugendbildung möchte das Aktionsprogramm 
des Hessischen Sozialministeriums bereits angestoßene Handlungskonzepte und 
modellhafte Kooperationsvorhaben zwischen Jugendarbeit und Schule im Bereich 
der Ganztagsbildung und auch darüber hinaus anregen, erproben, weiterentwickeln 
und verstetigen. Idealtypisch sollen hierbei die unterschiedlichen Zugänge, Schwer-
punktsetzungen und Bildungsprozesse in beiden Bildungsbereichen in gemeinsame 
Handlungskonzepte münden, bei gleichberechtigter Kooperation und mit modell-
haftem Charakter. Mit der wissenschaftlichen Begleitung des Aktionsprogramms 
sei die Hochschule Darmstadt beauftragt.
Das Förderprogramm für 19 ausgewählte Projekte und deren wissenschaftlicher Be-
gleitung erstreckt sich von Januar 2007 bis Ende 2009. Nach den verschiedenen Schrit-
ten von Prozessbegleitung, internen Fachtagungen und vertiefender Untersuchung hat 
eine öffentliche Abschlusstagung mit über 100 Teilnehmenden stattgefunden. 
Über das Aktionsprogramm haben, so Dr. Schröder, einige Träger ihre bereits bewährte 
Zusammenarbeit mit Schulen fortsetzen und erweitern können, andere Träger haben 
neue Verbindungen aufgenommen. Für alle endete das Modellprogramm zum Ende 
des Jahres 2009. Und für alle sei klar, dass auf den gesammelten Erfahrungen mit 
anderen Mitteln und auf anderen Wegen weiter aufgebaut werden muss. Perspektivisch 
soll das nicht heißen, sich eine Bildungslandschaft vorzustellen, in der alle Schulen 
in Hessen mit der Jugendarbeit umfassend kooperieren. Allein von ihrem finanziellen 
und personellen Potential sei die Jugendarbeit zu einer flächendeckenden Mitwirkung 
an der Ganztagsbildung nicht in der Lage. Aber die Jugendarbeit sollte dort, wo die 
Bereitschaft und das Potential vorhanden sind, in schulische Entwicklungen struktu-
rell und dauerhaft eingebunden werden, denn Jugendarbeit bietet sich insgesamt als 
Anregungsmilieu für eine Entwicklung zu einer schülernahen, lebensweltorientierten 
und die Selbsttätigkeit aktivierenden Bildungspraxis an. Sie kann die Schulentwicklung 
und die jeweilige Ausgestaltung von Ganztagsbildung maßgeblich beeinflussen und 
bereichern. An der Erarbeitung von 12 Kernbotschaften und Perspektiven haben alle 
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Projekte im PKJS-Programm mitgewirkt und dazu die drei Ebenen Organisationsent-
wicklung, Personalentwicklung sowie Bildung und Entwicklungsförderung und struk-
turelle Entwicklung berücksichtigt.

Folgende Kernbotschaften werden exemplarisch von Dr. Schröder beschrieben:

Organisationsentwicklung
Für ein nachhaltiges Zusammenwirken sind unerlässlich: ein Kooperationsvertrag 
oder eine Kooperationsvereinbarung zwischen Schule und Trägern der Jugendarbeit, 
die Fortschreibung des pädagogischen Konzepts, die Beteiligung an schulischen Gre-
mien und bestenfalls an Schulentwicklungsprozessen und die wechselseitige Pflege 
der Kommunikationsstruktur. (1.) 
Partizipation von Schülerinnen und Schülern muss in der Schule strukturell verankert 
und wirklich gewollt sein; sie braucht Raum, Präsenz und Kontinuität. Impulse von 
außen können nur eine ergänzende Funktion haben. (2.)
Die Lebenswelt der Jugendlichen und ihre anderen Lernorte finden über die Jugendar-
beit Eingang in die Schule, wenn diese sich zum sozialen Raum hin öffnet. Dort gewinnt 
sie weitere Kooperationspartner. (3.)

Personalentwicklung 
Eine wechselseitige Wertschätzung der je anderen Arbeitsweisen und Haltungen ist 
die entscheidende Grundlage für die Entwicklung einer Kooperation auf gleicher Au-
genhöhe. (4.)
Das Personal braucht Entlastungsstunden und Stundenkontingente für die zusätz-
lichen Aufgaben, für Planungen, Absprachen und Reflexionen im Team. (5.)

Bildung und Entwicklungsförderung
Jugendarbeit bringt die non-formale Bildung in die Schule mit ein. Durch deren Ein-
beziehung wird der individuellen Förderung, insbesondere von sozial benachteiligten 
Schülerinnen und Schülern, eine andere Aufmerksamkeit gewidmet. Die Jugendarbeit 
bringt zudem Projekterfahrungen zu Gender- und zu Migrationsbedingten Differenzen 
mit in die Schule. (7.)
Für die Partizipation der Schülerinnen und Schüler wird der Klassenrat von den Pro-
jekten als zentrales Instrument angesehen, wenn er im 5. Jahrgang eingeführt und 
bis zur 10. Klasse mit Unterstützung durch die Jugendarbeit fortgeführt wird. Darüber 
hinaus muss Partizipation zur Alltagspartizipation werden – im täglichen Miteinander, 
in allen Fächern, in der Schulraumgestaltung. (8.)
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Strukturelle Entwicklung
Im Verlauf der Entwicklung von kommunalen Bildungslandschaften im Hinblick auf 
Ganztagsbildung hat sich die Bildung von Netzwerken mit hauptamtlichen Koordina-
tor*innen als wichtig erwiesen. Es müssen sowohl in den Schulen wie in den Kommu-
nen Ressourcen zur Verfügung stehen, um dauerhaft an der Kooperation und an einem 
Transfer von lebensweltbezogenen Lernprojekten in der Ganztagsbildung zu arbeiten 
und um die Entwicklung von neuen Strukturen zu koordinieren. Für eine Konzipierung 
regionaler Netzwerke auf Hessenebene sind die bisherigen Strukturversuche auszu-
werten (…). (10.) 

Von allen beteiligten Trägern der Jugendarbeit wird eine verstärkte Unterstützung 
und Initiierung von Kooperationen durch das Hessische Kultusministerium (HKM) ge-
wünscht. Positive Signale befördern die Bereitschaft zur Kooperation vor Ort und kön-
nen die Träger aus einer bisweilen erlebten „Bittstellerrolle“ erlösen. Darüber hinaus 
bedarf es auch einer Kooperation auf Landesebene; denkbar ist eine interministerielle 
Arbeitsgruppe unter Einbeziehung von fachlichen Expert*innen oder eine landesweite 
Arbeitsgemeinschaft, in der Vertreter*innen beider Ministerien und der kooperierenden 
Schulen und Jugendhilfeträger sowie der Wissenschaft mitwirken. (11.)
Die schulbezogene Kinder- und Jugendarbeit an Schulen braucht eigenständige Träger 
der Jugendhilfe, eine solide Finanzierung und passende kommunale Strukturen. (12.)
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Inklusives Martinsviertel

Prof. Dr. phil. Manfred Gerspach
4. Beiratssitzung 21-04-2010

Prof. Dr. Manfred Gerspach stellt sein Forschungsprojekt „Inklusives Martinsviertel – 
Kooperation von Hochschule Darmstadt, Wissenschaftsstadt Darmstadt, Paritätischem 
Wohlfahrtsverband und Software AG-Stiftung“ vor. Er berichtet, dass am 03.05.2008 
das Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Be-
hinderungen (BRK) in Kraft trat. Deutschland hat als einer der ersten Staaten das 
Übereinkommen am 30.03.2007 unterzeichnet. Diesem Übereinkommen liegt die Sicht 
zugrunde, dass Menschen mit Behinderungen durch für sie ungeeignete bauliche Ge-
gebenheiten in ihrer Umwelt benachteiligt sind und in ihrer Eigenständigkeit und Mo-
bilität behindert werden. Die BRK trifft daher Regelungen, die eine gleichberechtigte 
Teilhabe beispielsweise in den Bereichen Arbeit, Bildung und Wohnen vorsehen. Da-
rüber hinaus benenne sie das Recht auf Selbstbestimmung, Partizipation und einen 
umfassenden Diskriminierungsschutz.
Auf der Grundlage einer Magistratsvorlage der Wissenschaftsstadt Darmstadt vom 
24.09.2009 „Zur Stärkung der Teilhabe von Menschen mit Behinderung in allen Be-
reichen der Wissenschaftsstadt Darmstadt“ solle nun versucht werden, geeignete 
Maßnahmen zu entwickeln, die in einem ersten exemplarischen Schritt das Martins-
viertel zu einem inklusiven Stadtteil werden lassen. 
Langfristiges Ziel ist die Erstellung eines „lokalen Aktionsplanes zur Umsetzung in-
klusiver Standards im Martinsviertel“. Zur Erarbeitung dieses Aktionsplanes solle ein 
Vernetzungsgremium gegründet werden, das alle interessierten Bürgerinnen und 
Bürger Beteiligungsmöglichkeiten bietet. Ein besonderer Schwerpunkt liege dabei 
auf der Beteiligung von Menschen mit Behinderungen. Ebenso zur Mitwirkung an-
gesprochen seien beispielsweise die im Martinsviertel ansässigen Gewerbebetriebe, 
Kirchengemeinden, Kindertagesstätten, Schulen, Frühförderstellen, Kulturvereine, 
Gastronomie, Selbsthilfegruppen, Diakonie, Caritas sowie im Stadtteil ansässige Äm-
ter und Behörden.
In einem offenen Diskurs sollen die Probleme, die die Teilhabe im Stadtteil erschweren 
oder verhindern, benannt und über niedrigschwellige Maßnahmen zu ihrer Beseitigung 
nachgedacht werden. Dabei sei es wichtig, derzeit bestehende Barrieren hinsichtlich 
ihrer baulichen, gesellschaftlichen und psychosozialen Bedingungen in den Blick zu 
nehmen und die Bearbeitung der Widerstände auf den unterschiedlichen Ebenen zu 
ermöglichen.
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Neben einer Bestandsaufnahme, die u.a. im Rahmen qualitativer Interviews erhoben 
wird, gelte es ein Konzept zu entwickeln, das die Entwicklung des Martinsviertels zu 
einem inklusiven Stadtteil vorantreibt.
In enger Kooperation der Projektbeteiligten – Paritätischer Wohlfahrtsverband, Regio-
nalgeschäftsstelle Darmstadt, der Hochschule Darmstadt und der Wissenschaftsstadt 
Darmstadt – erfolgte die Gründung einer Steuerungsgruppe. Geplant ist es, noch weitere 
Kooperationspartner*innen (u.a. BeWo Darmstadt e.V., Zwischenräume, Kurt-Jahn-An-
lage und das Demenzforum Darmstadt) zu gewinnen.

Anm. des Autors: Das Projekt wurde von 2012-2014 durchgeführt und zunächst für die 
Dauer von vier Monaten von der Aktion Mensch und ab Mai 2012 von der Software-AG 
Stiftung, Darmstadt finanziert.
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Aufstieg und Fall der ‚Sozialen Stadt’ – Kurzvortrag 

Prof. Dr. phil. Rolf Keim
6. Beiratssitzung 11-05-2011

Nachdem Prof. Dr. Rolf Keim einen kurzen Abriss über das Förderprogramm „Soziale 
Stadt“, den Zweck der dort angesiedelten Projekte sowie über die aktuellen Kürzungs-
beschlüsse gegeben hat, entsteht eine lebhafte Diskussion darüber, welche Perspekti-
ve die Projekte haben und was es bedarf, um weiterhin die Menschen zum Mitmachen 
zu gewinnen, die aufgrund ihrer wirtschaftlichen und sozio-geografischen Lage zwar 
im Abseits stehen, sich aber dennoch immer wieder an Projekten beteiligen.
Die Effektivität der Projekte wird allgemein nicht angezweifelt, wird sogar bestätigt.
Besonders die Schader Stiftung hat den Werdegang der Sozialen Stadt immer aktiv 
begleitet (z.B. durch eine Preisverleihung an die Projekte der Sozialen Stadt). Die Stif-
tung steht jetzt in der ersten Reihe, wenn es um die Rücknahme der Kürzungen auf 
Bundes- und Landesebene geht, nicht zuletzt durch die Initiierung der Bündnisse für 
eine Soziale Stadt. Einigkeit in der Runde besteht auch darin, dass es nicht schlicht um 
ein „weiter wie bisher“ gehen kann, sondern ein Programm wie „Soziale Stadt“ auch 
neue Impulse benötigt (z.B. verstärkte Förderung „sozialer Projekte“ gegenüber inve-
stiven Maßnahmen im baulichen Bereich). Den Beiratsmitgliedern sind darüber hinaus 
die positiven Beschäftigungseffekte der bisherigen Förderung wichtig.
Die für das Jahr 2011 von der Regierungskoalition beschlossene radikale Kürzung des 
Programms beseitigt dessen bedeutungsvollen strategischen Ansatz. Kernanliegen 
und Erfolgsgarantie des Programms, nämlich die Verknüpfung baulich-investiver und 
sozialer Maßnahmen, werden im Jahr 2011 nur eingeschränkt zugelassen. Das be-
deutet faktisch das „Aus“ für das „Soziale“ im Programm „Soziale Stadt“ (aus dem 
Gründungsaufruf des Bündnisses für eine soziale Stadt).
Die Anwesenden sind sich einig, dass der Kürzung energischer Widerstand entgegen-
gesetzt werden muss und die Erhaltung der sozialen Maßnahmen sinnvoll und not-
wendig ist.
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Biographische Nachhaltigkeit politischer Jugendbildung – 
Zwischenergebnisse der Wirkungsstudie

Nadine Balzter M.A.
7. Beiratssitzung 19-10-2011

Nadine Balzter stellt das Forschungsprojekt „Biographische Nachhaltigkeit politischer 
Jugendbildung“ vor. Sie berichtet zunächst über die Entstehung der Studie als Folge-
projekt zu der bundesweiten Evaluation von Maßnahmen der politischen Jugendbildung 
für das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, die zwischen 
2002 und 2003 unter Leitung von Prof. Dr. Schröder durchgeführt wurde (siehe hierzu: 
Schröder, A./ Balzter, N./ Schroedter, T.: Politische Jugendbildung auf dem Prüfstand. 
Weinheim und München 2004). 
Ausgehend von der forschungsleitenden Frage, inwiefern von Seminaren der poli-
tischen Jugendbildung Impulse und Erfahrungen ausgehen, die für das weitere Le-
ben der Jugendlichen von Bedeutung sind, beschreibt Nadine Balzter die Herausfor-
derungen im Zugang zum Feld und in der Datenerhebung. Die jungen Erwachsenen, 
die im Rahmen des Projektes interviewt werden, sollten zwischen 18 und 27 Jahren 
sein und im Jugendalter, fünf Jahre zuvor, an mindestens einem Wochenende (drei 
Seminartage) oder einer einwöchigen Veranstaltung zu einem Thema der politischen 
Jugendbildung teilgenommen haben. Der Zugang zu den potentiellen Interviewteil-
nehmer*innen konnte schließlich über die Träger der politischen Jugendbildung sowie 
dem besonderen Engagement einzelner Jugenbilungsreferent*innen realisiert werden. 
Eine besondere Herausforderung lag zudem darin, „bildungsferne“ Adressat*innen zu 
erreichen, hier sei ein hohes Maß an Kreativität in der Kontaktaufnahme notwendig 
gewesen. Der Zugang der persönlichen Ansprache über Jugendbildungsreferent*innen 
habe sich bisher als am erfolgreichsten erwiesen.

Der praktische Nutzen einer solchen Wirkungsstudie wird u.a. darin gesehen: 

•	Die Ergebnisse können Aufschluss über mögliche langfristige Wirkung geben, die 
von Seminaren der politischen Jugendbildung ausgehen.  

•	Sie erhalten ein differenziertes Feedback von den Teilnehmer*innen, welche Be-
deutung die Veranstaltung in der einzelnen Biographie eingenommen hat.  

•	Schließlich können die Ergebnisse zur Legitimation der politischen Jugendbildung 
bei Fördergebern verhelfen. 
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Abschließend berichtet Nadine Balzter über Ergebnisse der Wirkungsstudie. Es 
wurden 177 Institutionen angeschrieben, die nach festgelegten Kriterien ausgewählt 
wurden, u.a.:

•	Parteinahe Stiftungen
•	Landeszentralen für politische Bildung
•	Persönliche Kontakte über Konferenzen der Zentralstellen und weitere KJP- 

geförderte Bildungsträger
•	Kommunale Bildungswerke und Jugendbildungsstätten auf Landesebene. 

Aus der bisherigen biographieanalytischen Auswertung der lebensgeschichtlichen  
Erzählungen konnte folgende Typologie zur biographischen Nachhaltigkeit politischer 
Jugendbildung entwickelt werden:

1. Typus: „Engagement“
2. Typus: „Berufsorientierung“
3. Typus: „Veränderung von Haltungen und Verhaltensweisen“
4. Typus: „Keine Wirkung“
5. Typus: „Negative Wirkung“.

Dieser zufolge kann politische Jugendbildung dazu führen, sich politisch zu engagie-
ren, sich beruflich zu orientieren sowie bestehende Haltungen und Verhaltensweisen 
zu verändern. Auch wenn Typ 4 und 5 noch nicht empirisch belegt werden konnte, ist 
davon auszugehen, dass Veranstaltungen politischer Jugendbildung nicht zwangsläufig 
eine biographische nachhaltige Wirkung in den Biographien junger Erwachsener ein-
nehmen müssen und sich überdies auch negativ auswirken könnten.

Mit ihrer Fallbeschreibung von Alexander geht Nadine Balzter beispielhaft auf den 
Typus „Politische Jugendbildung führt zu politischem Engagement“ ein und benennt 
folgende Merkmale, die über das lebensgeschichtliche Interview herausgearbeitet 
werden konnten:

•	Hohe Bereitschaft zum Engagement
•	Elternhaus als Verstärker für Engagement 

(Vorbild und Unterstützung à Aufstiegsidee) 
•	Weitere förderliche Bedingungen: Rückendeckung von Schule,  

Möglichkeiten des Einstiegs
•	Teilnahme in Vereinen und Organisationen
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•	Entwicklung von hoher Belastbarkeit und Kompetenz 
•	Streben nach Anerkennung
•	Schwierigkeit: Das Private vom Politischen Engagement und ggf. auch vom Beruf  

abzugrenzen
•	Vernachlässigung anderer Bereiche – Erbringung von Opfern

Die Wirkungsstudie wird von November 2010 bis August 2013 durchgeführt und von der 
Hans-Böckler Stiftung finanziert. Die Projektleitung hat Prof. Dr. Achim Schröder inne.
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Psychoonkologie Online – Entwicklung und Evaluation einer Internetplatt-
form und Online-Beratung für an Krebs Erkrankte und ihre Angehörigen

Prof. Dr. phil. Volker Beck
7. Beiratssitzung 19-10-2011

Prof. Dr. Volker Beck stellt das Forschungsprojekt „Internet und Krebs - Möglichkeiten, 
Chancen und Perspektiven“ vor. Er berichtet, dass die Internetnutzung bei Gesund-
heitsfragen von 44% in 2005 auf 78% in 2011 gestiegen ist.1 Dabei suchen 74% aller 
Internetnutzer nach Gesundheitsthemen.2 Diese Entwicklung werde zukünftig großen 
Einfluss auf das Gesundheitssystems haben und sich im Hinblick auf die Angebots-
strukturen stark verändern. Dabei werden perspektivisch der Online-Beratung und 
Online-Therapie, als neue Gesundheitsdienste, eine besondere Rolle zukommen! Das 
Internet kann für Krebspatient*innen eine „Lotsenfunktion“ einnehmen, speziell bei 
schwer erreichbaren Zielgruppen. Für diese kann dadurch der Zugang zu einer Thera-
pie oder Beratung erleichtert werden. Dr. Beck führt weiter aus, dass eine Online-Be-
ratung der Psychotherapie, der Psychoonkologie und auch der psychosozialen Krebs-
beratung vielfältige Lebensbereiche und die Lebensqualität von Krebspatient*innen 
positiv beeinflussen kann. Allerdings dürfe diese Form der Beratung nicht mit einer 
wirklichen, „face-to-face“-Psychotherapie gleichgesetzt werden. So gelte es die Vor- 
und Nachteile einer Online-Psychoonkologie bzw. Online-Beratung genau zu prüfen 
und optimal auszubalancieren. Als Vorteil der Methode beschreibt Dr. Beck u.a. die 
bessere Erreichbarkeit bestimmter Zielgruppen sowie die erleichterte Kontaktaufnah-
me bei Schwellenängsten, Nachteile sieht er u.a. in der eingeschränkten Diagnostik 
und in der unpersönlichen, verarmten Kommunikation.
Im Rahmen des Projektes sollen eine videobasierte Internetplattform für Patient*innen 
(und Angehörige) mit einer Krebserkrankung zum Thema Psychoonkologie entwickelt, 
evaluiert und bereits ein Beratungsangebot mittels E-Mail und Telefonaten erprobt 
werden. Die Internetplattform wird 5 psychische Belastungsbilder anhand von je 3 Fall-
geschichten darstellen. In kurzen Filmsequenzen stellen Schauspieler*innen verschie-
dene psychische Belastungsbilder der Krankheit dar. Die Falldarstellungen werden in 
sich daran anschließenden Videosequenzen von Expert*innen kommentiert und dabei 
mögliche Symptome der jeweiligen Belastung benannt. Die Betroffenen werden auf 
diese Weise emotional abgeholt und ihre Sprachfähigkeit soll in Bezug auf die Er-

1   Kummervold PE et.al.: eHealth Trends in Europe 2005-2007: A Population-Based Survey. J.Med. Internet 
Res 2008;10(4):e42
2   Dumitru RC, Gansland T, Prokosch HU, German healthcare consumer`s perception on the internet as a 
source of health related information, AMIA 2006 Symposium Proceedings, http://www.amia.org)
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krankung und den sich daraus ergebenden psychischen Belastungen erhöht werden. 
Den (ausgewählten) Besucher*innen der Website wird ermöglicht, zu vorgegebenen 
Sprechzeiten (an vier Wochentagen) eine/n Online-Berater*in zu kontaktieren.
Die Fallgeschichten werden von Expert*innen kommentiert und in die Internetplatt-
form als Empfehlungs- und Lösungsansätze für die Betroffenen integriert. Jedes Bela-
stungsbild inklusive Expert*innen-Kommentar gilt als ein Web-Modul. Insgesamt ent-
stehen somit 5 Web-Module, die sukzessiv einer ausgewählten Studiengruppe online 
zur Verfügung gestellt werden.
Dr. Beck schließt seinen Vortrag mit der Vorführung einer Filmsequenz. Die sich an-
schließende Diskussion beschäftigt sich u.a. mit der Frage, inwieweit eine entspre-
chende Emotionalisierung des Betroffenen sinnvoll ist, wo die Grenzen des Angebotes 
liegen und welche negativen Auswirkungen hieraus entstehen können. Dabei sei ent-
scheidend, so die Meinung der Beiratsmitglieder, wie der Betroffene nach Anschauen 
einer Videosequenz abgeholt und in der Bearbeitung seiner freigesetzten Gefühle wei-
ter begleitet wird. 
Anm. des Autors: Das Online-Portal findet sich unter: 
https://www.psycho-onkologie.net/

https://www.psycho-onkologie.net/
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Community Service und Service Learning als Konzepte zum Lernen von 
Engagement. Eindrücke einer Forschungsreise

Prof. Dr. phil. Gisela Jakob
8. Beiratssitzung 25-04-2012

Prof. Dr. Gisela Jakob stellt ihr Forschungsprojekt zum „Service Learning“ vor. In ihrem 
Vorhaben geht sie der grundlegenden Frage nach, inwieweit das Lernen von Engage-
ment in den schulischen Kontext integriert werden kann. Aus diesem Anlass hat sie 
eine Forschungsreise nach New York unternommen und dort eine explorative Studie 
zu den Schulprogrammen „Community Service“ und „Service Learning“ durchgeführt. 
Beide Ansätze sind in den USA entwickelt worden und werden seit einigen Jahren 
auch in Deutschland rezipiert und erprobt. Die Stadt New York hat ein besonderes 
Programm zur Unterstützung von Schulen und Lehrkräften aufgelegt, um die Ansätze 
zu implementieren und weiter zu entwickeln. Um Einblicke in diesen Prozess und die 
Umsetzung von „Service Learning“ zu bekommen, wurden vor Ort Expert*inneninter-
views mit der städtischen Schulverwaltung sowie mit Lehrkräften und Leitungsperso-
nal ausgewählter öffentlicher und privater Highschools geführt. Es ging auch darum, 
Anregungen für das Engagementlernen in Deutschland zu erhalten.
Dr. Jakob berichtet, dass das US-amerikanische Bundesprogramm, in das „Community 
Learning“ und „Service Learning“ eingebettet waren, im vergangenen Jahr eingestellt 
wurde. Die Weiterführung beider Konzepte in New York ist auf die dortige Schulreform 
im Jahr 2009 und die damit einhergehende politische Vorgabe zur Stärkung des En-
gagementlernens an Schulen („Service in Schools“) zurückzuführen. Das „Community 
Service“-Konzept besteht darin, dass sich Schüler*innen in Projekten innerhalb oder 
außerhalb der Schule engagieren und dabei von der Schule unterstützt werden. Für 
den Schulabschluss und die Aufnahme an den Universitäten ist dieses Engagement 
eine Voraussetzung; in der Regel müssen mindestens 40 bis 60 Projektstunden pro 
Schuljahr nachgewiesen werden. Das „Service Learning“ stellt eine in das Curriculum 
integrierte Unterrichtsmethode dar, die darauf abzielt, Engagement zu lernen und zu 
reflektieren und damit soziale und persönliche Lernprozesse auszulösen. Neben die-
sem spezifischen Lernanspruch soll den Schüler*innen auch der Zugang zu anderen 
Fächern (wie z.B. „Social Studies“) und Inhalten eröffnet werden. 
Im Ergebnis lässt sich festhalten, dass vor allem der Community Service fest in den 
Schulalltag integriert ist. Darüber hinaus gibt es an den New Yorker Schulen eine viel-
fältige Engagementlandschaft, die u.a. Clubs, Netzwerke und Interessenvertretungen 
der Schüler*innen einschließt. Auffällig ist zudem die intensive und unkomplizierte Ko-
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operation der Schulen mit Non-Profit-Organisationen, die dort zum Teil eigene Büros 
unterhalten und damit durchgängig präsent sind. Es bestünden weniger Berührungs-
ängste zwischen Lehrer*innen und externem Personal. Dies stelle einen prägnanten 
Unterschied zu den deutschen Schulen dar, die viel eher als „getrennte Welten“ er-
scheinen.
Kritisch bilanziert Dr. Jakob das „Service in Schools“-Programm in New York vor allem 
in Bezug auf die mangelhafte Ausstattung mit finanziellen Mitteln (lediglich die Qualifi-
zierungsmaßnahmen der Lehrer*innen werden finanziert) sowie personeller Ressour-
cen (Koordinator*innen gibt es nur an privaten Schulen). Schließlich ist auch die Art 
der Beteiligung der Lehrer*innen an diesem Programm kritisch zu sehen, da diese in 
der Regel nicht freiwillig geschieht, sondern „top down“ erfolgt. Bei einer Übertragung 
auf das deutsche Schulsystem müssten diese Schwachstellen in der Umsetzung des 
Programms berücksichtigt werden.
In der folgenden Diskussion im Beirat herrscht Einigkeit darüber, dass das Lernen 
von Engagement in den deutschen Schulen notwendig sei und daher verstärkt auch in 
den Strukturen und Curricula des deutschen Schulsystems verankert werden müsste. 
Fraglich ist aber, ob gerade den deutschen Schulen genügend finanzielle und personelle 
Ressourcen zur Implementierung solcher Konzepte zur Verfügung stehen würden. 
Dr. Jakob bilanziert abschließend, dass in Deutschland ganz grundlegend die Selbst-
verständlichkeit von ehrenamtlichem Engagement in Schulen fehle. Es gebe zwar ei-
nige Ansätze, wie z.B. die Übernahme von Patenschaften durch Schüler*innen, aber 
diese seien in der Regel zu wenig strukturell verankert. Angesichts des Ausbaus der 
Ganztagsschulen sei es wichtig, in Kooperation von Schulen und zivilgesellschaftlichen 
Akteuren aus Vereinen und Jugendorganisationen Konzepte und Modelle zu entwickeln, 
in denen das Lernen von Engagement und Beteiligung stattfinden kann.
Außerdem müssten in der Debatte auch die Dilemmata und Paradoxien berücksichtigt 
werden, die aus einer Integration von freiwilligem Engagement in die Pflichteinrichtung 
Schule resultieren und sogar in den Unterricht eingebunden werden. Wie lässt sich 
dann noch der Eigensinn eines freiwilligen Engagements realisieren?
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Zum Verhältnis von Forschung und Politik – Thesen

Prof. Dr. rer. pol. Walter Hanesch
9. Beiratssitzung 14-11-2012

Die von Prof. Dr. Walter Hanesch vorgestellten Thesen möchten in erster Linie Anstöße 
zur Diskussion über das Verhältnis von Forschung und Politik geben. Seine Thesen 
richten sich nicht ausschließlich an die Politik, sondern z.B. auch an die mit der Hoch-
schule kooperierenden Verbände. Anknüpfend an seine bisherige Forschungspraxis 
habe er sich immer im Schnittfeld von Politik und Wissenschaft gesehen und damit in 
der Rolle als Initiator, Begleiter, Berater und Moderator für Gesellschaft und Politik.
Nach dem Hessischen Hochschulgesetz (HHG) gehöre Forschung zum Auftrag der 
Hochschulen und dies sowohl in der Anwendungsorientierten Forschung, als auch in 
der Verknüpfung von Forschung und Lehre. Ihre Aufgabe bestehe in der Weiterentwick-
lung der sozialwissenschaftlichen Grundlagenforschung, um diese dann handlungs-
orientiert umzusetzen: Gemeint ist der Transfer zwischen Wissenschaft und Praxis. 
Neben der Forschungstätigkeit gehe es auch darum, über die Weiterentwicklung wis-
senschaftlicher Erkenntnisse zu informieren, Prozesse in der Politik/Verwaltung, in 
Verbänden und Initiativen zu beraten und zu begleiten sowie die Fachkräfte zu quali-
fizieren.
Ein Hauptproblem bestehe darin, dass die Hochschulen kaum über eigene Finanzmittel 
für Forschung verfügen, was zu einer extremen Abhängigkeit von Drittmittelforschung 
geführt habe, welche mit sehr aufwendigen Verfahren akquiriert werden müssen. In 
der Folge handelt es sich immer um zeitlich befristete Projekte, was eine befristete 
Beschäftigung der wissenschaftlichen Mitarbeiter*innen und eine hohe Personalfluk-
tuation nach sich zieht. Es fehlt an einem wissenschaftlichen Mittelbau. Demgegen-
über stehen gestiegene Anforderungen an die (Sozial-)Politik auf Bundes-, Länder- und 
kommunaler Ebene. Politik werde immer härter mit der Frage konfrontiert, warum sie 
nicht rechtzeitig gegengesteuert hat. Eine lösungsorientierte Antwort darauf sei, dass 
Politik sich immer stärker auf gesicherte Erkenntnisse stütze, um zielgenau, effektiv 
und effizient handeln und bestehende Strukturkonzepte besser weiterentwickeln zu 
können. Im Kontext der neuen Steuerung gelte dies in ähnlicher Weise auch für Sozi-
alverbände. 
Von Seiten der Politik werde der Ruf nach „evidenzbasierten“ Lösungskonzepten im-
mer stärker. Nach Auffassung von Dr. Hanesch könne die Forschung nicht solch ex-
akte Lösungen liefern, wie von der Politik gewünscht – zumindest im Feld der Sozi-
alwissenschaften. Dennoch können Wissenschaft und Forschung dazu beitragen und 
auch darin beraten, politische Entscheidungsprozesse zu verbessern. Wissenschaft 
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kann auch einen besseren Überblick über die Handlungsbedarfe ermöglichen, indem 
differenziertere Vorgaben über Problemlagen und deren Veränderungsmöglichkeiten 
vorgelegt werden. In bestimmten Bereichen ist es auch möglich über Forschung auf-
zuzeigen, wie bestimmte Maßnahmen wirken bzw. welche Auswirkungen sie haben. 
Dies sei wichtig als Informationsrückfluss an die Politik. Dennoch bleibe es Aufgabe 
der Politik, politisch normative Entscheidungen zu treffen und dafür auch die Verant-
wortung zu übernehmen. Dies könne nicht von Seiten der Wissenschaft geschehen.
Die engste Anknüpfung, so Dr. Hanesch, besteht derzeit in der Verknüpfung von einer-
seits Hochschule und andererseits Kommune. Die Angewiesenheit von Politik und von 
anderen lokalen Trägern auf die Wissenschaft werde immer größer. Allerdings seien 
die Ressourcen, um Forschungsergebnisse einzukaufen, kaum verfügbar. Forschungs-
förderung ist eher auf der Bundes- und Landesebene angesiedelt. Als ein weiteres 
Risiko beim Zusammentreffen von Forschung und Politik wird identifiziert, dass die 
herrschende Praxis auch in Frage gestellt wird. Die Logik der Politik sei nicht die Logik 
der Wissenschaft, was ein Spannungsverhältnis von Politik und Forschung begründe.
Die klassische Form der Zusammenarbeit zwischen beiden Sektoren ist die Auftrags-
forschung in Form von regelmäßigen oder punktuellen Forschungsaufträgen, wobei 
der Auftraggeber den Auftrag und die Bedingungen definiert. Im Raum Darmstadt wird 
als Beispiel für eine gelungene Kooperations- und Vernetzungsform das „Sozialwis-
senschaftliche Qualitäts- und Transfernetzwerk“ (SWQT) genannt, indem auch einzel-
ne Beiratsmitglieder und beide Darmstädter Hochschulen vertreten sind. Aus Sicht 
des noch jungen ISASP sei wichtig gewesen, neben der Vernetzung der forschenden 
Kolleginnen und Kollegen im Fachbereich einen Beirat zu gründen, um hierüber die 
Verknüpfung zwischen Wissenschaftsforschung einerseits und Politik und Praxis ande-
rerseits herzustellen. Es gehe darum eine Transparenz über die eigenen Forschungs-
beiträge, Interessen und Kompetenzen herzustellen und gleichzeitig ein Feedback zur 
laufenden Forschung zu erhalten. Für den Beirat kann es interessant sein, auf diesem 
Wege Einfluss auf Forschungsthemen zu nehmen und gemeinsame Forschungskoo-
perationen zu entwickeln.
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Von Frauenjobs und Männersachen: Männer in der Sozialen Arbeit –  
Forschungsbericht

Prof. Dr. phil. Yvonne Haffner
10. Beiratssitzung 09-10-2013

Seit 2011 führt Prof. Dr. Yvonne Haffner am Fachbereich Soziale Arbeit ein Pilotprojekt 
durch, welches das Geschlechterverhältnis von „Männern in Frauenfächern“ unter-
sucht.
In ihrem Überblick zur Ausgangslage beschreibt Dr. Haffner als relativ neue Entwick-
lung das Interesse am Gewinnen von Männern für Frauenberufe. Bislang sei nur der 
umgekehrte Blick verfolgt worden, z.B. die Bemühungen um junge Frauen für die so 
genannten MINT-Fächer. Verschiedene Studien belegen allerdings, dass die Rate der 
Frauen in den Männerfächern, trotz verschiedener Maßnahmen, nur mäßig angestie-
gen ist. Dies liege weniger an den Frauen selbst, sondern vielmehr daran, dass die 
Fach- und Arbeitskultur den Frauen signalisiere, dass sie mit ihrem eigenen Lebens-
entwurf und ihren Vorstellungen von einem Berufsleben nicht wirklich willkommen 
sind. So setzen heutige Maßnahmen zur Erhöhung des Frauenanteils in Männerfächern 
an einem Überdenken der Fach- und Arbeitskultur (Arbeitszeiten, Arbeitszeitmodelle) 
an. Die Pilotstudie greift diese Erkenntnisse auf und geht von der Annahme aus, dass 
die Männer, die sich für das Frauenfach „Soziale Arbeit“ entscheiden, vor einem ähn-
lichen Problem stehen, wie Frauen, die sich für ein Männerfach entscheiden. 
Zentrale Fragestellungen: Sind es tatsächlich die jungen Männer mit dem anderen 
Rollenverständnis, die in der Sozialen Arbeit erwünscht, gewollt und angefragt werden? 
Stimmen die Arbeitskultur/die Fachkultur in der Sozialen Arbeit mit dem scheinbaren 
modernen Rollenverständnis, das die Männer mitbringen sollen, überhaupt überein?
Der Männeranteil im Studium der Sozialen Arbeit liegt bundesweit bei ca. 23%. Die 
Zielsetzung, den Männeranteil in diesem Studiengang zu erhöhen, wird auf gleichstel-
lungs-, arbeitsmarkt- und professionspolitische sowie pädagogische Gründe zurück-
geführt. Das Gemeinsame dieser Begründungsebenen findet sich zum einen in dem 
Anspruch an ein Umdenken im Rollenverständnis der Jungen und zum anderen in dem 
Wunsch, das Bild von modernen jungen Männern in die Öffentlichkeit zu transportieren. 
Sich für weibliche Berufe zu entscheiden werde mit der Freiheit an Möglichkeiten be-
worben, um ganz persönliche Talente entfalten zu können. Wenn man diese Intention 
ernst nehme, so Dr. Haffner, müsse es auch auf der individuellen Ebene ein Umdenken 
in dem Rollenverständnis der Männer geben.
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Die Pilotstudie beschäftigte sich mit dem Vergleich des Rollenbildes von Studenten in 
den Bereichen „Soziale Arbeit“ und „Maschinenbau“. Als Grundlage dienten die Studien 
von Volz & Zulehner 3, in denen 3 Typen von Männern definiert sind: die traditionellen 
Männer, die modernen Männer und die indifferenten Männer. In der Pilotstudie wurde 
das Rollenbild im Verhältnis zu traditionellen Männlichkeitsnormen auf drei Ebenen 
untersucht: Beruf und Karriere, Partnerschaft und Familie sowie die Bewertung des 
Weiblichen. Vorangeschaltet wurde die Sammlung von biografischen Daten, um eine 
Vergleichbarkeit zwischen den befragten Gruppen zu ermöglichen. 

Ergebnisse der Pilotstudie
In ihren biografischen Kennzeichen sind die Studenten beider Studienfächer sehr ähn-
lich. Es gibt nur einen geringfügigen Altersunterschied: Die Studenten der Sozialen 
Arbeit (SA) sind etwa 1,5 Jahre älter als die Studenten im Fach Maschinenbau (MB). 
Dies erklärt sich mit der unterschiedlichen Ableistung von Wehr-  und Ersatzdienst 
oder Freiwilligendiensten: ¾ SA; ¼ MB. 
Aufgewachsen sind die Studenten beider Gruppen zu über 90% bei beiden Eltern- 
oder Stiefelternteilen und die restlichen 10% fast alle bei der Mutter oder bei einer 
weiblichen Bezugsperson – verschwindend wenige bei einer männlichen Bezugsper-
son. Auch die Erwerbstätigkeit des Vaters während der Kinder- und Jugendzeit un-
terscheidet sich bei den beiden Studentengruppen kaum. In beiden Gruppen war der 
Vater, während der Kindheit wie auch während der Jugendzeit, Vollzeit berufstätig. 
Unterschiede gibt es bei der Berufstätigkeit der Mutter: Die Mütter der MB-Studenten 
waren häufiger und früher in Vollzeit erwerbstätig, als die Mütter der SA-Studenten. 
31% der MB-Mütter haben bereits vor der Einschulung in Vollzeit gearbeitet. Bei den 
SA-Studenten waren es 19%. 
Mit Blick auf die Rollenverteilung zeigt sich ein Unterschied bei der Haushaltsführung: 
Bei den Eltern der MB-Studenten haben sich etwas mehr Männer an der Haushaltstä-
tigkeit beteiligt, als bei den SA-Studenten, hier haben sich die Väter nicht an der Haus-
arbeit beteiligt – wobei die Hauptverantwortung in beiden Fällen bei der Mutter lag.
Auch die aktuelle Lebenssituation bildet sich fast gleich ab: Jeder 2. Student hat ak-
tuell eine Partnerschaft, davon leben die Hälfte in einem gemeinsamen Haushalt. Aus 
dieser Frage lässt sich ableiten, ob sich die Befragten zuhause in einer Partnerschaft 
arrangieren müssen. 
Anders stellen sich die Männerbilder dar: Die MB-Studenten sind viel klarer als die 
SA-Studenten an der eigenen Berufstätigkeit orientiert. Nach Einschätzung der MB-
Stud. sollte der Mann seine Partnerin in den familiären Aufgaben entlasten (53% ge-

3   Vgl. die Studien „Männer im Aufbruch“ (1998) und „Männer in Bewegung“ (2008) von Rainer Volz &  
Paul M. Zulehner
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genüber 20% SA-Stud.). Dies ist die Umkehrung von dem, was sie zumindest zum Teil 
zuhause erlebt haben. Auch bei 41% der SA-Stud. ist die vorherrschende Meinung, dass  
der Mann seine Familie versorgen sollte. Der Ruf nach mehr Frauen in Führungs-
positionen befürworten 2 von 3 SA-Stud. (78%), bei den MB-Stud. ist dies nur jeder 
Zweite (47%).
In Bezug auf Partnerschaft und Familie gibt es eine hohe Bereitschaft der SA-Stud. 
die eigene Karriere zurückzustellen (67%). Ihre Bereitschaft Elternzeit in Anspruch 
zu nehmen ist ebenfalls immens hoch: 97%. Nach Meinung der MB-Stud. sollten die 
Mütter in den ersten Jahren zur Kinderbetreuung zuhause bleiben (87%), aber auch 
2 von 3 SA-Stud. (64%) sind dieser Auffassung. Begründung: Die Mütter haben das 
bessere Gespür für die Kinder.
Die Bewertung des Weiblichen sehen 63% der MB-Stud. gegenüber 16% der SA-Stud. 
als besorgniserregend, wenn ihr Sohn mit Puppen spielen würde. In der SA denken 
nur wenige, dass Männer ihre Gefühle verbergen sollten, wohingegen ¼ der MB-Stud. 
offensichtlich damit zu kämpfen haben, ihre Gefühle zu zeigen.
Insgesamt ist festzustellen, dass die SA-Studenten ein moderneres Rollenbild als die 
MB-Studenten haben. Die Erwerbstätigkeit steht bei den SA-Studenten nicht im Vor-
dergrund. Sie zeigen eine Bereitschaft und auch den Wunsch erziehungs- und Haus-
haltsarbeiten ausgeglichen aufzuteilen. Dieser Lebensentwurf – sich an Haushalts- 
und Familientätigkeiten zu beteiligen und sich auch um Partnerschaft zu kümmern – ist 
in den traditionellen Männerfächern offensichtlich schwierig umzusetzen.
Man könnte meinen, so Dr. Haffner, dass die Berufswahl jenseits des Rollendenkens 
eigentlich eine ganz kluge ist, denn so seien die Männer in einem Beruf, in dem sie 
mit ihrer modernen Einstellung Fuß fassen können. Aber ein Blick auf die Beschäf-
tigungsverhältnisse berufstätiger Sozialarbeiter zeige, dass diese Überlegung nicht 
aufgeht: 28% aller Sozialarbeiter*innen sind Männer, in der öffentlichen Verwaltung 
sind es 32%, bei den verbeamteten Beschäftigten beträgt der Anteil 50% und unter 
den Professuren 55%.
Der Anteil der Teilzeitbeschäftigung berufstätiger Sozialarbeiter*innen liegt bei den 
Frauen bei 50% und bei den Männern bei 20% – die sich ja eigentlich alle bei der 
Hausarbeit beteiligen möchten. Daten zur Wochenarbeitszeit zeigen: Der Anteil der 
Sozialarbeiter beträgt bei einem Stundenumfang von mehr als einer vollen Stelle (>45 
Stunden) 64%, obwohl die Anzahl der berufstätigen Männer insgesamt nur bei 28% 
liegt. Das Netto-Einkommen zeigt noch gravierendere Unterschiede: Ein Netto-Ein-
kommen von über 3.200 Euro hat statistisch gesehen keine Frau. Die Männer haben 
ein durchschnittliches Brutto-Einkommen von 3.080 Euro und die Frauen ein durch-
schnittliches Brutto-Einkommen von 2.600 Euro.4

4   Vgl. Bispinck u.a. 2012
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Diese Zahlen zeigen nicht nur die bestehende Ungleichheit zwischen Frauen und Män-
nern im Berufsfeld der Sozialen Arbeit, sie zeigen darüber hinaus auch etwas ganz 
anderes: Obgleich junge Männer mit modernen Rollenbildern und alternativen Le-
bensentwürfen in das Studium der Sozialen Arbeit gestartet sind, finden sie sich in 
ihrer Berufstätigkeit eher als ihre weiblichen Kolleginnen in Stellen wieder, die auf die 
Arbeitskraft als Ganzes zugreifen und somit der Verwirklichung alternativer Lebens-
entwürfe wenig Raum lassen. Die sozialen Praktiken, die geschlechtstypische Erwar-
tungen an die Person adressieren und die offensichtlich auch in der Fachkultur der 
Sozialen Arbeit existieren, machen so aus einem „modernen Mann“ einen scheinbar 
„richtigen Mann“. Forderungen nach männlichen Vorbildern für die „männlichen Mo-
dernisierungsverlierer“, die außerdem disziplinierend und durchsetzungsfähig auftre-
ten, stützen diese Vermutung.
Solange junge Männer nicht signalisiert bekommen, dass sich ihr Einsatz, einen Beruf 
jenseits des Rollendenkens zu wählen, auch lohnt, indem sie hierdurch ihren alterna-
tiven Lebensentwurf verwirklichen können, werden alle Maßnahmen, Männer für die 
Soziale Arbeit zu gewinnen, ins Leere laufen.
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Herausforderungen der Sozialwirtschaft durch Basel III“

Prof. Dr. phil. Frank Norbert Loges
11. Beiratssitzung 09-04-2014

In seinem Vortrag geht Prof. Dr. Frank Loges der Frage nach, welche Auswirkungen die 
Finanzkrise (seit 2007/2008) durch „Basel III“ auf die Sozialen Dienste hat. Das Thema 
beschäftigt ihn seit über 10 Jahren, zunächst in der Unternehmensberatung und später 
auch in der Forschung. Im Rahmen des 9. Fachbereichstages Soziale Arbeit 2008 habe 
er sich gemeinsam mit Dr. Hanesch bereits mit der „Organisation und Trägerschaft der 
Sozialen Dienste im Wandel“ beschäftigt. Der Fachbereichstag setzte sich mit dem tief-
greifenden Strukturwandel auseinander, den die Sozialen Dienste in Deutschland – und 
anderswo in Europa – derzeit durchlaufen. Diesen – etwa ab 1990 einsetzenden – Ver-
änderungsprozess habe er bereits während seiner langjährigen beruflichen Tätigkeit 
in der Freien Wohlfahrtspflege verfolgen können. In diesem Zusammenhang habe er 
festgestellt, dass sich die neuen sozialstaatlichen Konzepte in Europa unter den Stich-
worten „Deregulierung“ (in Richtung Liberalisierung von Konzepten), „Pluralisierung“ 
(Vielfalt von Trägern), „finanzielle Restriktionen“ und „wachsende Veränderungsge-
schwindigkeiten“ als Teile des Strukturwandels beschreiben lassen.
Im Rahmen seiner Studie hat Dr. Loges alle 14 Kirchen- und Sozialbanken in Deutsch-
land befragt, welche die Freie Wohlfahrtspflege fachlich beraten und für diese als Kre-
ditgeber*in fungieren. „Basel III“ sei in diesem Kontext lediglich ein „Mosaikstein im 
System der neuen Bankenregulierung“. Die Studie gebe deshalb keine Antwort auf alle 
(potenziellen) Einflussfaktoren der globalen Finanzkrise, sondern beschränke sich auf 
zwei Aspekte:

1.	 Was sind handlungsbezogene Einflussfaktoren der Folgewirkungen der Finanzkri-
se („Basel III“) auf die Sozialen Dienste (über 100.000 Einrichtungen und Dienste in 
Deutschland), und wo besteht dort Handlungsbedarf? 

2.	Welche Handlungsempfehlungen lassen sich aus der Analyse ableiten?

Bis 2007 haben die Banken für die Vergabe von Krediten generell ein Eigenkapital von 
8% zugrunde gelegt – unabhängig von der Bonität der Kreditnehmer*innen. Seit dem 
Start von „Basel II“ in 2008 wurde festgelegt, dass die Banken das Eigenkapital in Ab-
hängigkeit zur Bonität berechnen müssen: Hat ein Sozialer Dienst eine hohe Bonität, so 
schlägt sich dies in einem niedrigeren Zinssatz für Kredite nieder. Bei zu hohem Risiko 
(z.B. Mängeln im Management, zu geringer Rentabilität, hohem Krankenstand, hoher 
Fluktuation von Mitarbeiter*innen, zu geringem Auslastungsgrad der Einrichtung etc.) 
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erhöht sich entsprechend das erforderliche Eigenkapital. Von 2007 bis 2013 ermitteln 
die Banken nunmehr im Rahmen von sog. Ratings, wie hoch das Ausfallrisiko eines 
Kredits ist. Dadurch wird die Bonität einer Einrichtung über standardisierte Verfahren 
geprüft.
Seit 1. Januar 2014 wird stufenweise Basel III eingeführt. Basel III will einerseits die 
globalen Kapital- und Liquiditätsregelungen des Finanzsektors stärken und anderer-
seits die Fähigkeiten verbessern, um die finanziellen und wirtschaftlichen Schocks des 
Finanzsektors besser verkraften zu können. Über die bestehenden Bonitätsregelungen 
hinaus gibt es nunmehr eine Kapitalreform, die vorsieht, dass das Eigenkapital der 
Banken bei der Vergabe von Krediten künftig höherwertiger sein muss (sog. Kernkapi-
tal). Darüber hinaus war bei den Banken im weiteren Verlauf der Finanzkrise „plötzlich“ 
Liquidität nicht mehr ausreichend vorhanden. Die Folge war: Die Vorgaben zur Liquidi-
tätssteuerung der Banken wurden erhöht.
Die Bundesregierung hat am 16. Mai 2013 die schrittweise Umsetzung der Basel-III-Re-
geln von 2014 bis 2019 entschieden. Auf EU-Ebene werde derzeit noch verhandelt.

Ergebnisse der Befragung: Folgen für die Sozialen Dienste
Die Antworten der 14 für die Sozialen Dienste tätigen Kirchen- und Sozialbanken in 
Deutschland, lassen sich wie folgt zusammenfassen:

Kapitalreform: Die Folgen dürften höhere Kosten (ca. 0,1-0,2% je 100 € pro Kredit) 
sein. Diese Mehrkosten können einerseits an die Kreditnehmer*innen im Rahmen der 
Kreditverzinsung weitergegeben werden. Einzelne Banken werden andererseits durch 
Erhöhung ihres Eigenkapitals oder Anpassung des Kreditportfolios (Konzentration auf 
das Kerngeschäft) die erforderlichen Kennziffern erfüllen. In einer Proberechnung für 
eine große Fachbank der Freien Wohlfahrtspflege wurde so ermittelt, dass sich die 
künftigen Kennziffern (nach „Basel III“) – auch bei Fortsetzung des bisherigen Kredit-
wachstums der dort betreuten sozialen Einrichtungen und Dienste von über 10% pro 
Jahr – erreichen lassen.

Liquiditätsreform: Änderungen der Liquiditätssteuerung können bei einzelnen Banken 
dazu führen, dass insbesondere die Vergabe von langfristigen Krediten eingeschränkt 
wird. Dies dürfte eine Erhöhung des zusätzlichen Investitionsmittelbedarfs der Sozial-
wirtschaft zur Folge haben. Der kumulierte Investitionsstau beläuft sich nach Angaben 
der Bank für Sozialwirtschaft für die Arbeitsfelder Behindertenhilfe, Altenhilfe und Kin-
derbetreuung schon jetzt auf ca. 30 Mrd. €. Eine weitere Folge wäre eine Verteuerung 
des Investitionskostenvolumens, je nach Höhe der gesetzlich möglichen Förderung.
Es gibt außerdem Indizien dafür, dass einzelne Banken die Selektion beim Rating der 
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Kreditnehmer*innen verschärfen werden. Die Banken sehen insgesamt aufgrund von 
„Basel III“ indes keinen grundsätzlichen Änderungsbedarf beim Rating, da dies bisher 
bereits bonitäts- und sicherheitsabhängig erfolge (konsequente bonitätsabhängige Be-
preisung).

Handlungsempfehlungen
Die Sozialen Dienste benötigen eine gute Vorbereitung auf das Bankenrating durch 
Sicherstellung einer qualifizierten Liquiditäts-, Investitions- und Umsatzplanung, 
Controlling im Rechnungswesen, Aufbereitung der Daten aus dem Jahresabschluss, 
Standortanalysen, Stärken-/Schwächenanalysen, Durchführung von Prognoserech-
nungen etc.

Nach Auffassung von Dr. Loges ist für die Sozialen Dienste und Einrichtungen aller-
dings eine weitgehende Abkopplung ihrer „Refinanzierung über den Sozialstaat“ auf 
Dauer nicht durchzuhalten. Dies betreffe in verstärktem Maße vor allem nicht regel-
finanzierte Bereiche der Sozialen Arbeit wie die Flüchtlingshilfe, Wohnungslosenhilfe, 
Telefonseelsorge und sonstige Hilfen in besonderen Lebenslagen. Unabhängig davon 
schlägt er – ausgehend von den Ergebnissen seiner Untersuchung – komplementäre, 
kapitalmarktunabhängige Formen der Finanzierung Sozialer Dienste vor. In Ergänzung 
dazu bringt er weitere Handlungsempfehlungen bei der Vorbereitung auf ein Rating zur 
Sprache, wie z.B. eine vertrauensvolle Kund*innen-Bank-Beziehung (offene Informa-
tion und Kommunikation), eine positive Kapitaldienstfähigkeit und die Optimierung der 
Leitungs- und Entscheidungsstrukturen.
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Teilhabemöglichkeiten für benachteiligte ältere Menschen – Sozialraumbe-
zogene Ansätze der Aktivierung und Beteiligung

Prof. Dr. rer. pol. Walter Hanesch
12. Beiratssitzung 12-11-2014

Seit September 2014 arbeitet Dr. Hanesch als unabhängiger Experte für die EU-Kom-
mission. Diese Aufgabe nahm er bereits zuvor als Mitglied und Vertreter für Deutsch-
land in einem Netzwerk von Armutsexpert*innen wahr. In diesem Jahr wurden die 
Netzwerke neugestaltet und in einem „European Social Policy Network“ (ESPN) mit 
Kolleg*innen aus 35 Ländern zusammengeführt. Gemeinsam mit zwei Kollegen und 
ihm selbst als Koordinator sind sie als Expertenteam für Deutschland und damit für 
sozialpolitische Themen wie Rente, Pflege, Gesundheit, Bildung, Familienpolitik und 
Armutsbekämpfung zuständig. Dr. Hanesch bietet an, zu einem späteren Zeitpunkt 
im Beirat zum Thema „Neue sozialpolitische Philosophie auf Europäischer Ebene“ zu 
referieren, was von den Beiratsmitgliedern sehr interessiert aufgenommen wird.
Das heute vorgestellte Forschungsprojekt „Teilhabemöglichkeiten für benachteiligte 
ältere Menschen – Sozialraumbezogene Ansätze der Aktivierung und Beteiligung“ wur-
de vom September 2011 bis August 2014 durchgeführt. Im Mittelpunkt des Vorhabens 
standen zwei sozialraumbezogene Fallstudien in den Kommunen „Rödermark-Urber-
ach“ und „Kassel-Forstfeld“ mit jeweils unterschiedlichen Standort- und Kontextbe-
dingungen. An beiden Standorten wurden Möglichkeiten von sozialraumorientierten 
Ansätzen zu einer Verbesserung der Teilhabechancen für benachteiligte ältere Men-
schen untersucht.

Ausführungen und Diskussion
Dr. Hanesch führt aus, dass bei den Projektbeteiligten ein sehr breites und vielfältiges 
Bild von Beteiligungs- und Teilhabewünschen existiert und diese sich nicht wesent-
lich von denen anderer gesellschaftlicher Gruppen, die nicht in dieser Lebenssituation 
sind, unterscheiden. Ein ganz wesentlicher Unterschied liege jedoch darin, dass es 
sich hier um eine Personengruppe handelt, der es kaum gelinge, ihre Wünsche und 
Ideen einzubringen und somit auch nur sehr unzureichend realisiert werden können. 
Ein Beiratsmitglied hätte erwartet, dass in dieser Zielgruppe die Befriedigung elemen-
tarer Bedürfnisse eine größere Rolle spielt, als in anderen gesellschaftlichen Gruppen. 
Dr. Hanesch verweist darauf, dass die Untersuchung qualitativ ausgerichtet und nicht 
darauf angelegt war, quantitative Häufigkeitsverteilungen von ganz bestimmten Vor-
stellungen und Teilhabewünschen zu generieren. In erster Linie wurde die Bandbreite 
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dieser Wünsche ermittelt und dabei festgestellt, dass diese ähnlich denen von anderen 
gesellschaftlichen Gruppen ausfällt.
Ein wesentlicher Aspekt des Projektes war der partizipative Ansatz. Die zu realisie-
renden Projekte wurden von Beginn an gemeinsam mit den Betroffenen entwickelt. Da-
bei wurde sich auf folgende Fragen bezogen: An welchem Leitbild von Gemeinschaft-
lichkeit wollen wir uns in unserem kommunalen Gemeinwesen orientieren? Welche 
Art von Bürgergesellschaft wollen wir haben, wenn wir auch langfristig ein humanes 
„Altern“ gewährleisten wollen? Wie gelingt es, solche Strukturen und Prozesse herzu-
stellen? Das Projekt hat gezeigt, dass Vieles möglich ist, was heute in der Diskussion 
oft vernachlässigt wird. Ein Institutsmitglied sieht vor allem in der Frage, welche Bür-
ger*innen-Gesellschaft wir wollen, eine unmittelbare Verbindung zu den aktuell im 
Beirat diskutierten Themen – z.B. Teilhabe, Engagement, Beteiligung.
Auf die Frage, wie mit den Ergebnissen weitergearbeitet wird, berichtet Dr. Hanesch, 
dass erste Veröffentlichen vorliegen und auch Vorträge gehalten wurden. Hauptadres-
sat*innen seien jedoch die Kommunen, da sie politisch in der Verantwortung stünden, 
eine sozialstaatlich angemessene Gestaltung der örtlichen Lebensverhältnisse sicher 
zu stellen. Da sei die Altenhilfe zwar ein zentraler, aber nur ein Baustein. Daneben 
sind die Wohlfahrtsverbände wichtige Adressat*innen. Jedoch zeigte sich, dass auch 
bei den Wohlfahrtsverbänden dieser Prozess schwierig umzusetzen ist, da man sehr 
stark auf die eigenen Institutionen und klassischen Handlungsfelder fixiert gewesen 
sei. Ein Beiratsmitglied meint, dies sei auch eine wirtschaftliche Frage, da sich die 
Dienste und Einrichtungen daran orientieren müssen, was finanziert wird ihre Ange-
bote entsprechend ausrichten. Allerdings wird dem zugestimmt, dass sich die freie 
Wohlfahrtspflege insbesondere mit der Frage der interkulturellen Öffnung der Dienste 
und Einrichtungen zu beschäftigen habe.
In dem vorgestellten Projekt war auch die Einbindung in die kommunale Strategie 
durch ein Arbeitsgremium mit kommunalen Vertreter*innen strukturell verankert, mit 
dem Ergebnis, dass bereits jetzt an beiden Standorten die initiierten Projekte durch die 
Kommunen stabilisiert sind. Immer dann, wenn ein Element von Handlungsforschung 
im Projekt enthalten ist, müsse ganz anders gearbeitet werden, so Dr. Hanesch, als 
bei einer reinen Erhebung. Er beschreibt als forschungsmethodisch klassisches Di-
lemma der Handlungsforschung, die Anforderung an eine ausgewogene Balance von 
Nähe und Distanz der Forschenden zum Forschungsgegenstand bzw. zu den im Pro-
jekt handelnden Akteuren. Ein Institutsmitglied sieht neben der Herausforderung eines 
permanent notwendigen Rollenwechsels der Forscher*innen auch die Gefahr, dass bei 
den Projektakteuren zu hohe Erwartungen an Einflussnahme auf die Verarbeitung und 
Weiterverwertung der Forschungsergebnisse geweckt werden könnten.
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Die Beiratsmitglieder stellen sich auch die Frage, ob heute ältere Bürgerinnen und 
Bürger wesentlich stärker an eigener Beteiligung interessiert sind, als vor 20 Jahren? 
Dr. Hanesch bestätigt diese Entwicklung, die auch durch Untersuchungen belegt sei. 
Jedoch werden diese Strukturen stärker von Vertreter*innen der Mittelschicht getra-
gen. Aber genau jene Personengruppen, wie die im Projekt untersuchten, seien von 
dieser Entwicklung abgekoppelt und eher unsichtbar. Man wisse um ihre Existenz und 
möchte sie auch erreichen, aber hat weder die Finanz- und Personalressource und 
auch nicht immer die konzeptionelle Idee für eine Umsetzung. Deswegen sei es für 
das Projekt wichtig gewesen zu zeigen, wie es gehen könnte.
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„Hessen-Technikum“ – Pilotprojekt an der Hochschule Darmstadt

Prof. Dr. phil. Yvonne Haffner
13. Beiratssitzung 01-07-2015

Prof. Dr. Yvonne Haffner stellt das Pilotprojekt „Hessen Technikum“ vor, das 2013 an 
der Hochschule Darmstadt startete und zunächst im Raum Südhessen angesiedelt 
ist. Langfristig soll das Technikum auf ganz Hessen ausgeweitet werden. Der Fokus 
liegt auf der Studien- und Berufsorientierung von Abiturientinnen, die grundsätzlich 
ein Interesse daran haben, ein MINT-Studienfach zu studieren. Das Projekt wird vom 
Hessischen Ministerium für Wissenschaft und Kunst für einen Zeitraum von drei Jahren 
mit einem jährlichen Volumen von 100.000€ gefördert.
Das Vorbild für das Hessen-Technikum ist das Niedersachsen-Technikum, das seit 2010 
existiert und an dem inzwischen 12 Hochschulen und 35 Unternehmen beteiligt sind. 
2014 haben 97 junge Frauen am Niedersachsen-Technikum teilgenommen, davon ha-
ben 88% eine technische Berufslaufbahn geplant und 85% tatsächlich ein technisches 
Studium aufgenommen. Beachtenswert ist, dass diese jungen Frauen bereits ein Inte-
resse an den MINT-Studienfächern mitgebracht haben.
Als Ausgangssituation beschreibt Dr. Haffner den geringen Frauenanteil in den 
MINT-Fächern, sowohl im Studium als auch in den entsprechenden Berufsfeldern. 
Auf Unternehmensebene wachse der Fachkräftemangel und damit einhergehend 
steigt der Bedarf an MINT-Fachkräften. Auf individueller Ebene sei die Berufswahl 
von Frauen und Männern durch entsprechend verinnerlichte Rollenbilder geprägt und 
dadurch eingeschränkt. Es gelte die Berufswahlmöglichkeiten für junge Frauen zu er-
weitern. Ein gezielter Blick auf die jungen Frauen im Übergang „Schule und Studium“ 
zeige, dass sie – trotz Interesse – häufig nicht den Weg in ein MINT-Studium finden, 
u.a. aufgrund mangelnder Unterstützung und fehlender Rollenbilder. Auch schätzten 
sie ihre eigene Leistungsfähigkeit und ihre Selbstwirksamkeitsüberzeugungen nicht 
als ausreichend ein und spürten die männlich geprägte Fach- und Prüfkultur mit einem 
männlich konnotierten Technikbild. Entscheidend seien auch fehlende bzw. ganz kon-
krete Berufsvorstellungen. 
Genau in dieser Übergangssituation, in der die Entscheidung für ein Studienfach ge-
troffen werden muss, setzt das Hessen-Technikum an. Es will Abiturientinnen für ein 
MINT-Studienfach begeistern und ermutigen, indem ihnen ermöglicht wird, sowohl den 
Hochschulalltag als auch den Berufsalltag in Unternehmen kennenzulernen. Ziel ist 
es, dass die jungen Frauen nach dem Durchlauf des Hessen-Technikums und aufgrund 
ihrer konkreten Erfahrungen eine fundierte Entscheidung hinsichtlich ihrer Studien-
fachwahl treffen können.
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Das Projekt sieht eine Kooperation der drei Akteure vor, mit denen die Mädchen an der 
Schnittstelle Schule/Studium zu tun haben: die Schule, die Hochschule und die Unter-
nehmen. Die Schnittstelle zwischen den drei Akteuren bildet das Hessen-Technikum, 
das u.a. auch für die Unterzeichnung von Kooperationsvereinbarungen zwischen der 
Hochschule Darmstadt und den Unternehmen zuständig ist. Die Zusammenarbeit aller 
drei Akteure sei einmalig und auch Ausgangspunkt für die Projektbewilligung gewesen. 
Die ersten Teilnehmerinnen im Hessen-Technikum starten am 01. Oktober 2015. Die 
Laufzeit für die Technikantinnen beträgt 6 Monate, bis Ende März 2016, so dass sie sich 
zum Sommersemester 2016 einschreiben können. Die jungen Frauen erhalten einen 
Zugang zum Hessen-Technikum, indem sie sich schriftlich bewerben. Die Bewerbungs-
phase läuft seit 1. Februar bis Mitte Juli 2015. Der Ablauf ist so vorgesehen, dass die 
jungen Frauen 4 Tage in der Woche an einem vergüteten Praktikum in einem Unter-
nehmen teilnehmen und 1 Tag/Woche an der Hochschule verbringen. Die Unternehmen 
stellen während des Praktikums den Technikantinnen eine/einen Mentor*in zur Seite, 
die wiederum durch die Projektmitarbeiterinnen begleitet werden. Auf Hochschulseite 
können die Technikantinnen für 2-3 Wochen in einem Fachbereich Veranstaltungen bzw. 
Labore und Werkstätten besuchen. Das Projekt verfügt auch über einen studentischen 
Trainerpool, über den die Technikantinnen Seminarangebote zu den Themen Präsen-
tation, Kommunikation etc. wahrnehmen können.
Dr. Haffner problematisiert am Beispiel der Finanzierung des Praktikums Unwägbar-
keiten in der Projektumsetzung. Die Praktikumslaufzeit musste aufgrund der Einfüh-
rung des Mindestlohns zum 01.01.2015 überdacht werden. Ein Praktikum zur Berufsfin-
dung, das länger als 3 Monate andauert, unterliegt seither dem Mindestlohngesetz, was 
die Finanzierung von einem Praktikumsplatz durch die Unternehmen in Frage stellte.

Anm. der Autorin: Das Hessen-Technikum wird seit 2018 an allen hessischen HAWS mit 
MINT-Fächern durchgeführt und vom HMWK und ESF finanziert. Die zentrale Projekt-
koordination ist an der Hochschule Darmstadt angesiedelt.
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Ansätze zur politischen Selbstbestimmung geflüchteter Menschen

Prof. Dr. phil. Christian Brütt
14. Beiratssitzung 25-11-2015

Prof. Dr. Christian Brütt beginnt seinen Vortrag mit der These: „Um Exklusion zu ver-
meiden und Inklusion zu vermitteln muss Soziale Arbeit stärker als bisher ‚Hilfe zur Po-
litik‘ leisten. Das gelte insbesondere auch bei der Arbeit mit Geflüchteten.“ Formen und 
Möglichkeiten zur Unterstützung von Selbstorganisation und Selbstbestimmung seien 
ein Grundelement von Demokratie und so müsse das Thema politische Beteiligung, 
jenseits des Alltagsgeschäftes mit Geflüchteten, in den Blick genommen werden. Dr. 
Brütt greift zunächst die Diskussion zur aktuellen Flüchtlingspolitik auf und geht an-
schließend auf ein erweitertes Verständnis von Inklusion/Exklusion ein. Er beschreibt 
Sozialpolitik als Notwendigkeit bei der Realisierung von Freiheitsrechten, also nicht 
nur als Ausgleichsfaktor für Marktereignisse und Kompensation, sondern als eine Er-
möglichung. Die Rolle der Sozialen Arbeit sieht er als Teil von staatlicher Sozialpolitik 
und dementsprechend als Hilfe zur Politik. Nach seiner Einschätzung werden in der 
aktuellen Debatte Geflüchtete vor allem als Opfer der Verhältnisse in ihrer Heimat, als 
Opfer der Europäischen Asylpolitik, als Hilfeempfänger*innen, als Wirtschaftsflücht-
linge sowie als wertvolles künftiges Arbeitspotenzial gesehen. Sie werden als kultu-
relle Bereicherung oder genau im Gegenteil, als Bedrohung für „unsere“ Lebensweise 
erlebt. In der Regel werde von Geflüchteten nicht als eigenständige Akteure, sondern 
als Objekte gesprochen.
Dr. Brütt plädiert für einen Perspektivwechsel. Als Beispiel zieht er die Zeltlager von 
Geflüchteten in Berlin am Oranienplatz im September 2013 heran. Hier wurde mehr 
als nur der Wunsch nach ‚Unterkunft‘ und ‚Arbeit‘, sondern vielmehr das Recht auf 
Selbstbestimmung und Beteiligung zum Ausdruck gebracht. Der Perspektivwechsel 
zeichne sich dadurch aus, die Geflüchteten als politische Akteure, als „Bestimmer“ 
ihres eigenen Schicksals und als Teil unserer demokratischen Verhältnisse, die sie 
mitgestalten möchten, zu begreifen.
Das Thema politische Selbstbestimmung und Flucht impliziere eine Auseinanderset-
zung mit den Begriffen Exklusion und Inklusion. Dr. Brütt beschreibt den normativen 
Gehalt der Inklusion anhand dreier Quellen von Teilhabe und Zugehörigkeit: Partizipati-
on gemeint als Bürgerstatus. Es gehe darum persönliche, politische und soziale Rechte 
realisieren zu können. Interdependenz gemeint im Sinne der Einbindung in die ge-
sellschaftliche Arbeitsteilung sowie Reziprozitätsverhältnisse gemeint als Einbindung 
in nachbarschaftliche Nahbeziehungen, die auch die Frage nach der Einbindung von 
Freiwilligenarbeit aufwerfe. Aus seiner Sicht komme vor allem der Bereich „Partizipa-
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tion“ als eine Form der Umsetzung von Selbstbestimmung, in der Flüchtlingsdebatte 
zu kurz. Als Beispiele erwähnt er die „Residenzpflicht“ und das „Ausländerwahlrecht“.
Rolle der Sozialpolitik sei es an dieser Stelle dafür Sorge zu tragen, dass Geflüchtete 
in die Lage versetzt werden, die ihnen verbürgten Freiheitsrechte – Meinungsfreiheit, 
Versammlungsfreiheit, Assoziationsfreiheit – auch wirklich umsetzen zu können. Sozi-
alpolitik verfolge als Grundidee demnach nicht nur das Ziel zu kompensieren, sondern 
müsse Handlungsoptionen ermöglichen und Gelegenheitsstrukturen schaffen, damit 
die verschiedenen Menschen als vollwertige Staatsbürger*innen, als vollwertige Mit-
glieder einer politischen Gemeinschaft überhaupt agieren können. In Anlehnung an 
Marshall (1992) beschreibt Dr. Brütt die Idee, dass die zivilen- und die politischen Rech-
te nicht funktionieren, wenn sie nicht durch soziale Rechte, durch eine soziokulturelle 
Mindestsicherung unterfüttert werden. Weil Soziale Arbeit Teil dieser Sozialpolitik ist, 
ist sie auch daran mitbeteiligt. Es gehöre zu ihren Aufgaben, Menschen die aus diesen 
gesellschaftlichen Interdependenzbeziehungen, aus dem Arbeitsmarkt herausfallen, 
aufzufangen. Das gleiche müsse dementsprechend auch für die politische Inklusion 
gelten. 
Als sozialstaatliche Interventionsformen benennt Dr. Brütt vier Ebenen: die rechtliche 
Form als Intervention des Sozialstaates in die Status-Verhältnisse, die ökonomische 
Form über Geldleistungen, die ökologische Form über Gelegenheitsstrukturen als In-
frastruktur-Intervention und die personenbezogene Form auf der Ebene der Kompe-
tenzen. In diesen vier Interventionsbereichen der staatlichen Sozialpolitik lasse sich 
auch die Soziale Arbeit als Teilrolle verorten. Soziale Arbeit sei so als ‚Hilfe zur Politik‘ 
zu verstehen. Es gehe darum einen Beitrag zur Erhöhung der Inklusionschancen durch 
Befähigung der Klient*innen zur Interessensartikulation und Interessensdurchsetzung 
zu leisten. Die Organisierung und Institutionalisierung von Beteiligungsprozessen habe 
sich in den vergangenen Jahren erhöht. Auch im SGB VIII (§11) sei der rechtliche Auftrag 
zur politischen Bildung verankert. Dennoch werfe dies unterschiedliche Fragen auf: 
Können diese Erfahrungen auch auf die Arbeit mit Geflüchteten übertragen werden? 
Kann Soziale Arbeit hier als eigenständiger Akteur auftreten und kann sie das leisten? 
Im Kern gehe es bei der sozialarbeiterischen Hilfe um die Hilfe zur Selbsthilfe – auch 
bezogen auf die Politik. Im Grunde sei diese ‚Hilfe zur Politik‘ genauso zu verstehen wie 
alle anderen Teiltätigkeiten der Sozialen Arbeit – und dies unter der entsprechenden 
professionellen Voraussetzung. Es müsse auch da der Grundsatz gelten: Es gehe nicht 
darum, die eigene politische Meinung mit herein zu tragen, es gehe nicht darum, sich 
auf ‚Augenhöhe‘ zu begeben, sondern es gehe beispielsweise um die Fragen: Wie kann 
ich Hilfe zur Selbsthilfe geben? Wie erkläre ich jemandem die Wahl, an der er selbst 
nicht teilnehmen kann? Wie erkläre ich andere Möglichkeiten der Einflussnahme? Wie 
schaffe ich Räume der Selbstorganisation? Für Dr. Brütt sind diese Fragen bislang noch 
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nicht befriedigend beantwortet. Das Beispiel Berlin habe gezeigt, dass sich Politik wie 
Professionelle der Sozialen Arbeit sehr schwer im Umgang mit den selbstbewussten, 
politischen und eigenen Interessen formulierenden Geflüchteten getan haben. Dr. Brütt 
führt weiter aus, dass gerade weil der Begriff der „Teilhabe“ breiter angelegt ist, der 
politische Teil ignoriert werde. Politik überlagere nicht die anderen Aufgaben der Sozi-
alen, sondern verdränge umgekehrt die üblichen Aufgabenfelder die Politik und Politik 
werde nicht als selbstverständlicher Teil von Inklusion und Integrationsaufgaben ge-
sehen. Wenn es im Kern nicht um Selbstbestimmung, also nicht um Zugeständnis der 
Eigensinnigkeit der Menschen gehe, entstehe eher das Gefühl und auch Verhältnisse 
von Dankbarkeitsverpflichtung, mit denen ansonsten bereits ungleiche Verhältnisse 
zusätzlich gestärkt, statt ausgeglichen werden. Das Politische sei in der Sozialen Ar-
beit deshalb so fremd, weil dies nicht zum Selbstverständnis der Sozialarbeiter*innen 
gehöre. Politik meine auch die Förderung von Eigensinnigkeit, und Soziale Arbeit könne 
dazu beitragen, hierfür notwendige Gelegenheitsstrukturen zu vermitteln oder auch 
erst zu schaffen. Viele der Geflüchteten seien bereits in ihrem Herkunftsland politisch 
aktiv gewesen und sind dann selbstverständlich auch hier politisch aktiv und eigen-
sinnig und organisieren sich – möglicherweise nicht in unserem Sinne. Hier könne die 
Gemeinwesenarbeit einen wichtigen Beitrag leisten.

Nach Meinung eines Beiratsmitgliedes bedarf es einer gesamtstrategischen Ausrich-
tung. Soziale Arbeit müsse sich viel stärker in eine soziale Stadt(teil)entwicklung ein-
bringen, um zu gewährleisten, dass sich alle am gesamtgesellschaftlichen und poli-
tischen Leben beteiligen können. Dabei biete das Feld der Gemeinwesenarbeit eine 
gute Möglichkeit Entwicklungsprozesse anzustoßen.
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Sichtweisen Sozialer Arbeit auf marginalisierte männliche Jugendliche mit 
Migrationshintergrund

Prof. Dr. phil. Susanne Spindler
15. Beiratssitzung 11-05-2016

Prof. Dr. Spindler stellt ihr Forschungsprojekt „Sichtweisen Sozialer Arbeit auf margi-
nalisierte männliche Jugendliche mit Migrationshintergrund“ vor, das vom HMWK im 
Schwerpunkt Frauen und Geschlechterforschung von April 2013 bis September 2014 
finanziert wurde. Im Vordergrund stand die Forschungsfrage: Wie werden männliche 
migrantische Jugendliche durch Professionelle in der Sozialen Arbeit wahrgenommen?
Das Vorhaben war als qualitative Forschung in der Offenen Jugendarbeit angelegt. Die 
Vorannahme war, dass in der Offenen Jugendarbeit ein Großteil der Besucher*innen 
männliche Jugendliche sind, und auch, dass es bestimmte „Bilder“ über die Jugend-
lichen bei den Sozialarbeiter*innen gibt, die Einfluss auf die Arbeit haben. Methodisch 
wurden die teilnehmende Beobachtung und problemzentrierte Interviews angewendet. 
Mit Mitarbeiter*innen der Jugendarbeit aus fünf Einrichtungen der Rhein-Main Region 
wurden die Interviews an insgesamt sieben Standorten durchgeführt. 

Dr. Spindler bezieht sich in ihren Ausführungen auf folgende drei Fragestellungen:
•	Wie sprechen die Sozialarbeiter*innen über Differenzsetzung und Ungleichheit?
•	Wie thematisieren sie Diskriminierungserfahrungen bzw. dethematisieren sie diese?
•	Welche Rolle spielt die eigene Positionierung bzw. Perspektive von Sozialarbei-

ter*innen?

Aus der Sicht von Dr. Spindler steht einem zum Teil sehr differenzierten erziehungs-
wissenschaftlichen, geschlechter- und migrationstheoretischem Diskurs ein populari-
sierter gesellschaftlicher Diskurs gegenüber, der jedoch auch aus wissenschaftlichen 
Quellen gespeist wird. Sie erinnert an das Jahr 2000, in dem z.B. der Kriminologe Prof. 
Dr. Christian Pfeiffer mit dem Schlagwort „türkischer Macho“ stark in den Medien prä-
sent gewesen sei. Er habe damit unter anderem einen Diskurs entfacht, der bis heute 
anhält und die Debatte so entsprechend prägt. Dr. Spindler stellt kritisch fest, dass auch 
an der Hochschule Migrations- und Geschlechterfragen nicht immer als Querschnitts-
fragen verankert sind. Man könne vielerorts ein Studium Sozialer Arbeit absolvieren, 
ohne mit diesen Fragen in Berührung zu kommen, auch wenn sich dies z.Z. aufgrund 
der Fluchtthematik leicht verschiebt. Man müsse davon ausgehen, dass auch Pädago-
g*innen ganz unterschiedliches Wissen haben, was aus widersprüchlichen Quellen und 
zu großen Teilen aus Alltagswissen gespeist werde.
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Die vorgestellte Studie beschäftigt sich mit unterschiedlichen Themenfeldern, die sich 
im Kontext von Migration auftun. U.a. wurde deutlich, dass Migrantinnen und Migranten 
häufig ein kollektives Wesen unterstellt wird und sie homogenisiert werden, was wiede-
rum mit starken Zuspitzungen hinsichtlich einer Religionsdebatte („Muslime und Mus-
liminnen sind größtenteils problematisch“) geschieht. Am Beispiel eines Interviewaus-
schnittes wird gezeigt, wie Geschlecht und Migration im Kontext der Differenzsetzung 
von Sozialarbeiter*innen zusammengedacht werden. Es gebe demnach eine normative 
Vorstellung darüber, wie man als Jugendlicher sein sollte. Die Besucher*innen der 
Jugendtreffs entsprechen diesen Normvorstellungen oft nicht. In der Interpretation 
von Männlichkeit und Weiblichkeit im Kontext der Migration würden verschiedene For-
men von Diskriminierungen deutlich, die durch die Fokussierung bestimmter Themen 
hervortreten. Darüber hinaus würden auch Themen ausgeblendet, wie zum Beispiel, 
dass Jugendliche im marginalisierten Kontext nicht die Ressourcen dazu besitzen, be-
stimmte Normen zu erfüllen. Konkrete Beispiele hierfür seien das (Nicht-)Weiterkom-
men im Bildungssystem oder auch die sozialräumliche Verteilung nach Stadtteilen. 
Diskriminierend wirkt auch, dass bei migrantischen Jungen und Mädchen die Jugend-
lichen sprachlich Erwachsenen gleichgesetzt werden. Die überwölbenden Differenz-
setzungen im Bereich Migration und Geschlecht sorgten auch dafür, dass das Subjekt 
als solches dabei nicht auftaucht.
Dr. Spindler kommt im Rahmen der Interviews zu dem Ergebnis, dass die marginalisier-
te Situation der Jugendlichen auch familiarisiert wird. Die Familie wird als „Problem“ 
betrachtet, sie wird kulturalisiert und entpolitisiert und damit zu einem persönlichen 
Problem. Ein anderes Interview-Zitat verweist auf den Kontext der Diskriminierung. Ein 
Mitarbeiter im Jugendzentrum hat auf die Frage nach Rassismus-Erfahrungen bzw. 
welche Rolle diese für die Arbeit und die Jugendlichen selbst spielen geantwortet, dass 
die Jugendlichen sich immer als Opfer fühlen und sich auch so präsentieren würden. 
Damit blendet der Mitarbeiter die Diskriminierungserfahrungen der Jugendlichen aus, 
und es erfolgt eine Art Schuldumkehrung, so Dr. Spindler. 
Ein weiteres Beispiel verweist auf eine ganz andere Interpretation von Geschlechtlich-
keit, wenn der Befragte darüber spricht, dass Jungen eine „Macho-Rolle“ einnehmen 
und dies als Inszenierung beschreibt, die dazu beiträgt, dass die Jugendlichen in ihrer 
Clique Anerkennung erfahren und es sich daher um eine sinnhafte Bearbeitung ihrer 
Lage handelt. 
Ein wiederum anderer Mitarbeiter wurde danach gefragt, welche Rolle sein Migra-
tionshintergrund bei ihm selbst und den anderen Teammitgliedern in der täglichen 
Arbeit spielt. Der Mitarbeiter erlebt dies als Türöffner für die Jugendlichen, da ihm 
aufgrund gemeinsamer Diskriminierungserfahrungen ein Vertrauensvorschuss entge-
gengebracht wird. Im Gegenzug dazu hätten die Interviews deutlich gemacht, dass es 
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von den Sozialarbeiter*innen ohne Migrationshintergrund eine Art Dethematisierung 
von Diskriminierungen gebe und teilweise in Teams die Beziehungsarbeit mit migran-
tischen Jugendlichen den Mitarbeiter*innen mit Migrationshintergrund zugeschrieben 
werden. Die Frage aber, welche Rolle „Weiß Sein“ in Teamzusammenhängen oder in 
den Beziehungen zu den Jugendlichen spiele, werden im Gegenzug nicht diskutiert. 
Bei der Betrachtung der Ergebnisse auf einer allgemeinen Ebene werde deutlich, so 
Dr. Spindler, dass es einen affirmativen Rückgriff auf gesellschaftliche Zuschreibungen 
gebe, indem die Jugendlichen und auch teilweise die Mitarbeiter*innen im Team als 
Migrations-„Andere“ (Paul Mecheril) aufgerufen werden. Im Kontext von Geschlecht 
verstärke dies die Dynamik von Migrations- bzw. Kulturzuschreibung.
Ein weiteres Ergebnis der Befragung ist, dass häufig Migration kaum als Ressource, 
sondern vielmehr als Problematik betrachtet wird. Das „Anders-Sein“, das „Proble-
matisch-Sein“ sei nicht gepaart mit einer Bereicherung. Diskriminierende Sichtweisen 
würden dadurch fortgeführt und führen zu einer Reduktion in den pädagogischen Be-
ziehungen und zugleich zu einer Ausblendung von Ungleichheiten. 
Wird danach gefragt, welche Folgerungen aus solchen Beobachtungen für das pädago-
gische Verhältnis gezogen werden können, gehe es zum einen darum, dass Sozialar-
beiter*innen die eigene Position und ausgehend davon Differenz und Machtordnungen 
reflektieren. Zum anderen gilt es in den pädagogischen Ausbildungen mehr Hinter-
grundwissen zu vermitteln, z.B. das Vorhandensein von bestimmten altersspezifischen 
Verhaltensweisen, die nicht einer ethnisierenden Zuschreibung unterliegen müssen, 
weil alle sie durchlaufen. 
In der Untersuchung wurden aber auch kreative Umgangsweisen mit Subjektpositionen 
beobachtet, wie z.B. die Ermöglichung von Sprachräumen in der offenen Jugendarbeit. 
Es gebe so etwas wie das „Postmigrantische“ mitzudenken, Möglichkeitsräume die in 
der Arbeit entstehen und Diskriminierung thematisieren. Andererseits wurde von ei-
nigen bedauert, dass es ihnen nicht möglich ist, gesellschaftlich zu intervenieren, weil 
sie kaum Zeit dazu haben und sich nicht in einer solchen Position sehen. 
Abschließend regt Dr. Spindler an, nicht nur auf die Jugendarbeiter*innen zu schauen, 
sondern auch sich selbst mit der Frage zu konfrontieren „Was heißt dies eigentlich für 
unsere Arbeit in der Lehre, wenn wir davon ausgehen, dass wir ebenfalls Diskrimi-
nierung weitertragen?“ Diese Debatte müsste in allen Bildungsinstitutionen in Gang 
gesetzt werden.
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Bürgerbewegung von rechts – Thesen

Prof. Dr. phil. Rolf Keim
16. Beiratssitzung 16-11-2016

Prof. Dr. Rolf Keim hat für seinen Beitrag verschiedene Thesen zum Thema „Bürger-
bewegung von Rechts“ zusammengestellt, um diese in einem offenen Gespräch mit 
den Beiratsmitgliedern zu diskutieren:
Als Einstieg greift Dr. Keim die Debatte um das Buch „Deutschland schafft sich 
ab“ von Thilo Sarrazin und dem französischen Parallelwerk von Éric Zemmour „Le 
suicide français“ auf. An den Fachbereich sei damals von der Hochschulleitung die 
Bitte herangetragen worden, das Buch von Sarrazin bei seinem Erscheinen zu be-
sprechen, um einen Umgang damit seitens der Hochschule zu signalisieren. Die 
überwiegende Mehrheit habe jedoch die Meinung vertreten, dass mit einer Buchbe-
sprechung das Interesse daran nur befördert werden würde. Sich einer Auseinan-
dersetzung mit dem Buch zu entziehen sei möglicherweise, so Dr. Keim, eine frühe 
Fehleinschätzung gewesen.
In seiner nächsten Überlegung überprüft Dr. Keim die Annahme, dass Zivilgesellschaft 
per se „gut“ ist. Die soziale Bewegung von rechts, die sogenannten rechten „Wutbürger“ 
sind Teil der Zivilgesellschaft und Zivilgesellschaft ist zunächst etwas von Bürger*innen 
selbst Organisiertes im Spannungsfeld zwischen Individuum und staatlicher Institution. 
Allerdings werde die Zivilgesellschaft immer wieder adressiert, wenn es darum geht, 
sich gegen PEGIDA und die Bewegung aufzustellen. Ein weiterer Irrtum sei, dass Parti-
zipation per se gut ist. In der Sozialen Arbeit habe man schon vor Jahren danach gefragt, 
wie der Umgang mit jenen sein kann, die sich anders partizipieren als erwünscht. Die 
Parole sei gewesen: „Nazis raus aus unserer Stadt“ bis danach gefragt wurde „…und 
wohin?“ Hierauf habe es keine wirkliche Antwort gegeben. Die hier angesiedelte Kon-
troverse lasse sich mit den in sozialen Bewegungen sehr stark favorisierten plebiszitären 
Verfahren begründen. Dr. Keim führt hier das Beispiel der Hessischen Verfassung an, 
in der nach wie vor die Möglichkeit der Todesstrafe nicht ausgeschlossen ist. Er zeigt 
auf, dass die Sorge um die Mehrheitsverhältnisse bei einer Bürger*innenbefragung ein 
Aufgreifen des Themas verhindere. Ein Ergebnis von 40:60 Prozent könnte eine Demo-
kratie in einer solchen Frage ziemlich irritieren. D.h. die Bürger*innen der Bewegung 
sind in der Lage die anderen, die ihnen undemokratisches Verhalten vorwerfen, mit 
ihren eigenen Argumenten anzugehen. Das wiederum lasse die Demokrat*innen in der 
Reaktion nicht immer gut aussehen.
Dr. Keim stellt die Frage nach den Ursachen der sozialen Bewegung von rechts. Dieser 
Frage könne nur mit einem gleichzeitigen Blick auf die Form der Auseinandersetzung 
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mit dieser Bewegung nachgegangen werden. Es gehe nicht nur darum, dass irgen-
detwas in der Gesellschaft einmal schiefgelaufen ist – wie etwa Pilze, die durch 
eine gewisse Feuchtigkeit aus dem Boden schießen und durch die Idee, den Bo-
den trocken zu legen, diese wieder absterben werden – sondern, dass die Art der 
Auseinandersetzung dazu beigetragen hat, sie auch wachsen lassen. Nach seiner 
Auffassung habe die Art der Auseinandersetzung aller Voraussicht nach viele Pro-
blematiken konstruiert, z.B. in dem Irrtum man könne ein „wir“ gegen das „die“ 
konstruieren und organisieren. Was vielfach geschieht und wahrscheinlich letztlich 
diese Bewegung nur verstärkt hat. 
Von Jean Baudrillard (französischer Philosoph und Fotograf) stammt die prägnante 
Formulierung: „Wenn die Gewalt aus der Unterdrückung aufsteigt, dann der Hass aus der 
Entleerung“. Entleerung meint in diesem Zusammenhang, dass es offensichtlich weite 
Kreise in der Gesellschaft gibt, die sich nicht mehr als anerkannte Staatsbürger*innen 
und auch nicht mehr als anerkannte Wirtschaftsbürger*innen wahrnehmen und in bei-
den Bereichen eine Unsicherheit erleben. Die Begriffe Hass und Wut lassen an die 
Interpretationen der Jugendbewegungen in Frankreich und England erinnern, so Dr. 
Keim, die aus ihrer problematischen Situation heraus begannen, Autos anzuzünden und 
dergleichen mehr und für ziemlich viel Entsetzen gesorgt hatten. Zorn entsteht, wenn 
Anerkennungsbedürfnisse übergangen und Stolz verletzt wird. Er fühlte sich zumindest bei 
PEGIDA, die er nicht umstandslos ganz weit rechts in ihren Gesamthaltungen verorten 
würde, sehr an diese Frage von Zorn, verletztem Stolz und fehlender Anerkennung 
erinnert, und auch an die Interpretationen, die aus den „Krawallen“ der Jugendlichen 
in der Banlieue gezogen worden sind, z.B. das Stichwort „Haltlosigkeit“, und deren 
Reaktionen darauf, was als devianten abweichenden Konformismus bezeichnet wurde. 
(Vgl. Baum 2007, 138) Die Jugendlichen wollten nicht etwas ganz Anderes, sondern sie 
wollten das, was man ihnen versprochen hat: dass Leistung anerkannt und nicht durch 
Rassismen und Unsicherheiten ausgehebelt wird. Auch in der PEGIDA-Bewegung las-
se sich viel Konformismus erkennen. Die Protestierenden appellieren an das, was sie 
glauben, dass es ihnen versprochen wurde: Als Bürger*in darf ich mitgestalten und als 
Wirtschaftsbürger*in erhalte ich darüber auch eine gewisse Sicherheit. In beiden Be-
reichen erleben sie aktuell eine Unsicherheit. Devianz und Konformismus deswegen, 
weil sie ihre eigene Unsicherheit ummünzen, indem sie alle Unproduktiven abwehren 
und abwerten, also alle die, die nicht eigenständig für ihr Einkommen aufkommen und 
von Sozialleistungen leben, werden in ihrem Verhalten abgewertet. Sie reagieren mit 
Verachtung auf das Erleben von Nichtanerkennung in den demokratischen Instituti-
onen. Sie fühlen sich nicht gesehen und folgern daraus, das ganze System ist schlecht.
Befragungen zufolge wird das Bundesverfassungsgericht als staatliches Organ immer 
sehr positiv bewertet und als eine hoch anerkannte Instanz beschrieben, während das 
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Parlament, die Politik und die Presse an Akzeptanz verloren haben. Dies lasse sich da-
mit begründen, dass das Bundesverfassungsgericht für eine objektive Entscheidungs-
instanz stehe, für eine Instanz die Komplexität reduziert und mit eigener Macht eine 
Bewertung und ein Urteil herbeiführt, dem man sich gerne unterwirft, im Sinne der 
eigenen Orientierung. In diesem Zusammenhang verweist Dr. Keim auf Colin Crouch 
und seinen Überlegungen zur Postdemokratie. Die These ist: Die formale Institution, 
die Prozesse der Demokratie funktionieren eigentlich ganz gut, sind intakt, erodieren 
aber endogen. D.h. politische Entscheidungen seien den Interessen von Wirtschaft und 
Lobbyisten stark unterworfen und dies werde von den bei PEGIDA und anderen Bewe-
gungen Aktiven auch so erlebt und interpretiert. Das Ganze wird befördert durch das, 
was Jacques Rancière „ein Verlust von Streithandel“ nennt – die Demokratie verliert ihre 
Streitkultur.
„Für viele erscheinen die politischen Konflikte zwischen Konservativen und Sozialde-
mokraten bzw. den Volksparteien dann nur noch als Narzissmus der kleinen Differenz“ 
(Rehberg et.al, 2016, o.S.) – aber nicht mehr als etwas, wo man sich mit seinen Meinun-
gen und seinen abweichenden Meinungen verorten kann, wo man sich positionieren 
kann, wo etwas aufgegriffen und bestritten wird. Eine gängige Reaktion der Politik sei 
das TINA-Argument (There is no Alternative). Das TINA-Prinzip, als Form politischer 
Argumentation, hebelt allerdings alles aus, so Dr. Keim, was unzufriedenen Bür-
ger*innen eine Möglichkeit gibt, sich zu verorten. Gemeint ist das, was Axel Honneth 
„die Verwilderung sozialer Konflikte“ (2013) nennt, weil es die Leitplanken für die Aus-
handlung dieses Konfliktes in der Form nicht gibt. Spannend sei, wie die Bürger*innen 
darauf reagieren. So habe z.B. die Jugend in Spanien hochgradig solidarisch protestiert 
und agiert. In Deutschland haben wir es, zumindest in dieser Bewegung, mit einer sehr 
Ressentiment geladenen Form des Protestes zu tun, die jede Menge Zuschreibungen 
anderer Gruppen gleich mitliefert und in sich selbst auch in der Weise nicht als soli-
darisch funktionieren kann.
Nach Meinung von Dr. Keim komme hier ein Interesse an Komplexitätsreduktion zum 
Ausdruck, dem die Politik nicht nachkommt. Von daher funktioniere es immer quasi 
über ‚primitive Formeln‘, wie: Unübersichtlichkeit zu vermeiden durch vermeintliche 
Ordnung, Chaos zu strukturieren. In diesem Kontext verweist er auf einen weiteren 
Irrtum, nämlich die Annahme, dass Populismus in der Sache etwas ganz Schlimmes sei. 
Populismus ist schon immer ein Teil von Politik gewesen, möglicherweise ein existen-
tieller Teil von Politik: „Der Erfolg der zornig-appellativen Außenseiter weist stets auf 
Defizite der herrschenden Eliten hin, auf den Niedergang der öffentlichen Rede, auf die 
Erfahrungsverdünnung in der politischen Klasse, auf den Mangel an Bildern, Fantasie, 
Sinnlichkeit in der offiziellen politischen Ansprache“. (Geiges et.al. 2015, o.S.)
Dr. Keim meint abschließend, dies könne man als Populismus bezeichnen, aber das 
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ist möglicherweise auch das, woran Bürger*innen anknüpfen können, wenn sie sich 
mit politischen Themen auseinandersetzen. Womit wir sehr stark konfrontiert sind, 
nicht zuletzt durch die 68er-Bewegung, ist eine Expert*innensprache und ein Ex-
pert*innenauftreten. Es gebe einen zunehmenden Hang zur sozialen Distinktion sich 
selbst darzustellen, sich abzugrenzen. So reagiere diese rechte Bewegung auch auf 
ein überbordendes Distinktionsverhalten der politischen Eliten, die in ihrem sprach-
lichen Verhalten nur dafür sorgen, sich abseits zu stellen, sich abzugrenzen. Die ganzen 
Hinweise, dass man in bestimmten Quartieren auf jeden Fall erst einmal die Bildung 
entwickeln müsste, damit man überhaupt zu einem/einer relevanten Staatsbürger*in 
wird, seien sehr elitäre, abgrenzende Kommunikationsweisen, auf die vermutlich diese 
rechte Bewegung reagiert.5

5   Baum, Detlef (2007): Sozial benachteiligte Quartiere: Der Zusammenhang von räumlicher Segregation 
und sozialer Exklusion am Beispiel städtischer Problemquartiere, in: Detlef Baum (Hrsg.): Die Stadt in der 
Sozialen Arbeit. Ein Handbuch für soziale und planende Berufe, S. 136-155, VS Verlag
Crouch, Colin (2008): Postdemokratie, edition suhrkamp
Geiges, Lars/Marg, Stine/Walter, Franz (2015): PEGIDA. Die schmutzige Seite der Zivilgesellschaft. Hg.: Göt-
tinger Institut für Demokratieforschung, transcript-Verlag
Honneth, Axel (2013): Verwilderung des sozialen Konflikts: Anerkennungskämpfe zu Beginn des 21. Jahr-
hunderts, in: Axel Honneth/Ophelia Lindemann/Stephan Voswinkel (Hg.), Strukturwandel der Anerkennung. 
Paradoxien sozialer Integration in der Gegenwart, FFM., S. 17-39
Rehberg, Karl-Siegbert/Kunz, Franziska/Schlinzig, Tino (2016): PEGIDA – Rechtspopulismus zwischen Frem-
denangst und »Wende«-Enttäuschung?
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Revision Hartz-Gesetzgebung? – Thesen

Prof. Dr. phil. Christian Brütt
17. Beiratssitzung 24-04-2017

Prof. Dr. Christian Brütt möchte mit seinem Impulsreferat in erster Linie einen Begrün-
dungs- und Diskussionszusammenhang zur aktuellen Debatte um eine Revision der 
Hartz IV-Gesetzgebung aufzeigen, um daraus ableitend zu überlegen, welche grund-
sätzlichen Änderungen eigentlich in Angriff genommen werden müssten.
Eine Revision im Sinne einer Überprüfung und Korrektur der Hartz-Gesetzgebung 
setze voraus, den in den Jahren 2000 bis 2005 vollendeten Paradigmenwechsel in der 
deutschen Sozialpolitik genauer in den Blick zu nehmen, so die These von Dr. Brütt.
Aus Sicht der Sozialwissenschaften liege noch kein „Paradigmenwechsel“ vor, wenn 
eine reine Anpassung, wie z.B. die Veränderung von Leistungssätzen, vorgenommen 
werde. Auch dann nicht, wenn diverse neue Instrumente eingeführt werden. Er liege 
erst dann vor, wenn die übergeordneten Zielsetzungen, Begrifflichkeiten und Diskurse 
rund um ein Problemfeld – in diesem Falle um das Gesamtproblemfeld des Deutschen 
Sozialstaates – geändert werden.
Erst der Rückblick auf die Geschehnisse in den Jahren 2000-2005 lasse eine Schluss-
folgerung auf einen möglichen Revisionsbedarf zu: Der Bericht der Hartz-Kommission 
umfasste insgesamt 13 Module, von denen längst nicht alle, jedoch gewichtige Teile, 
umgesetzt worden sind. Die ursprüngliche Aufgabe der Hartz-Kommission war es, 
aufgrund bekannt gewordener „Fälschungen“ von Vermittlungsdaten im Bereich der 
Bundesanstalt für Arbeit, eine Reform genau dieser Organisation vorzunehmen. Der 
Bericht selbst hat dann aber tatsächlich viel weitergehende Reformen vorgeschlagen 
und an bestimmten Grundideen angeknüpft, die auch international zu dieser Zeit be-
reits debattiert wurden. Die neue Leitidee lautet „Eigenaktivität auslösen“, „Sicherheit 
einlösen“. So wurde die Arbeitsförderungspolitik im Sinne einer aktivierenden Arbeits-
marktpolitik umgebaut und im Zentrum stand nun die eigene Integrationsleistung der 
Arbeitslosen.
Bereits Ende der 1990er Jahre habe es, angeregt von Tony Blair und Gerhard Schröder, 
eine internationale Debatte gegeben, die unter dem Motto stand: „Der Weg nach vorne“ 
für Europas Sozialdemokraten. Hier sei schon sehr deutlich diese Richtung vorgegeben 
worden: Ein Sozialversicherungssystem das die Fähigkeit Arbeit zu finden behindert, 
müsse reformiert werden. Moderne Sozialdemokraten formulierten den Anspruch, 
das Sicherheitsnetz aus Ansprüchen in ein Sprungbrett in die Eigenverantwortung 
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umzuwandeln. Die Intention war, soziale Sicherung solle eher ein „stepping stone“, 
ein Sprungbrett zurück in den Arbeitsmarkt sein. Gleichzeitig wurde signalisiert, dass 
die einzige Form einer gelingenden Lebensführung über den Verkauf der Arbeitskraft 
führe, egal unter welchen Bedingungen. Dies führte zu entsprechend starken Diskus-
sionen um den sogenannten „Dritten Weg“ – der Dritte Weg, jenseits von Neoliberalis-
mus und alter Sozialdemokratie, die „Neue Mitte“.
Neben der Hartz IV-Gesetzgebung hat sich die sog. AGENDA 2010, als eigenständiges 
Dokument entwickelt. Die AGENDA 2010 beruhte auf einer Regierungserklärung von 
Bundeskanzler Schröder. Sie formulierte u.a.: „Wir werden Leistungen des Staates 
kürzen“, die „Eigenverantwortung“ und mehr „Eigenleistung von jedem Einzelnen“ 
fordern. 
Es wurde bereits damals kritisiert, dass mit der Hartz IV-Gesetzgebung und mit der 
AGENDA 2010 immer auch Elemente der Arbeitsmarktpolitik betroffen sind – gera-
de auch mit Blick auf das spätere SGB III. Die Annahme war, das Netz der sozialen 
Sicherheit/die Sozialpolitik schafft das Problem und nicht die Arbeitsmarktstruktur 
und die Wirtschaftsentwicklung. Als Beispiel führt Dr. Brütt die Armutspolitik an: 
„Erst die Armutspolitik schafft die Armen, weil sie zu Müßiggang führt“ – ein Ar-
gument, das bereits seit Thomas Robert Malthus, britischer Ökonom und Vertreter 
der klassischen Nationalökonomie, immer wieder vertreten, aber kaum empirisch 
belegt wird.
Eine weitere Ebene beschreibt das veränderte Verhältnis des Staates/der Verwaltung 
zu den einzelnen Bürgerinnen und Bürgern. Die neuen Steuerungsmodelle hatten, 
zumindest in Teilen, nicht nur betriebswirtschaftliche, sondern auch demokratiepo-
litische Züge.
Auch auf der Instrumentenebene ist ein neues Ziel ausgegeben worden, das diesen 
Paradigmenwechsel nochmals deutlicher macht: die Abkehr von der Lebensstandard-
sicherung, also die Entwicklung von Lohnersatz- zu Lohnergänzungsleistungen, im 
Sinne von „Wir wollen nicht Arbeitslosigkeit fördern, sondern die Wiederbeschäftigung 
einfordern“. Im Bereich der Arbeitsmarktpolitik ist auch dies nur teilweise umgesetzt 
worden, denn es hat nur ein Instrument im Rahmen der Aufstockung (Kombi-Lohn) ge-
geben, der Kinderzuschlag: „Nur wenn ich einen Job habe, davon nicht leben kann und 
drohe in Hartz IV zu rutschen, dann bekomme ich den Kinderzuschlag“. Das entspreche 
der Logik eines „in-work benefits“ (Lohnergänzungsleistungen), die sich auch aktuell 
in den Rentendebatten wieder zeige. In der logischen Konsequenz führten diese Ent-
wicklungen weg von einer „full employment“-Politik – im Sinne einer Vollbeschäftigung 
die sozialversicherungspflichtig ist und von der nicht nur aktuell, sondern später auch 
über die Rentenbeitragszahlung im Alter gelebt werden kann – hin zu einer Politik der 
„full employability“ (Beschäftigungsfähigkeit). 
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In der gesamten Sozialpolitik gab und gibt es bis heute die Vorstellung, dass Leistungen 
des Sozialstaates, Leistungen die einfach gezahlt werden, passive Leistungen sind – es 
müssten aber aktive oder aktivierende sein. Dieser Schwenk von den passiven zu ak-
tiven Leistungen ist, so Dr. Brütt, tatsächlich mehr als nur eine Frage der Sozialpolitik, 
sondern auch der Gesellschaftspolitik.
Mit einem zusammenfassenden Rückblick über die Hartz-Gesetzgebung und die Agen-
da 2010 verweist Dr. Brütt darauf, dass sich die Reformvorschläge von Martin Schulz 
zur Änderung von „Hartz IV“ lediglich auf das (Zwischen)„Gesetz zu Reformen am Ar-
beitsmarkt“ (2003) beziehen. Dies sei jedoch wichtig, denn damit würde sowohl der 
Kündigungsschutz als auch Teilzeit und Befristung und dementsprechend auch das 
Arbeitslosengeld I in seinen Bezugsdauern deutlich geändert. Mit der Einführung von 
„Arbeitslosengeld Q“ werde zum einen durch die Verlängerung der Bezugsdauer des 
Arbeitslosengeldes I eine teilweise Rückkehr zur Lebensstandardsicherung vollzogen. 
Zum anderen werde bei dieser geplanten Revision teilweise das Aktivierungsparadigma 
fortgeführt. Es gehe um die fortwährende, selbst im Alter noch anhaltende, Verbesse-
rung der Beschäftigungsfähigkeit („employability“) durch Qualifikation (=Q).
Dr. Brütt beendet seinen Impulsvortrag mit seiner Eingangsthese: Aus seiner Sicht 
müsse grundsätzlicher an diese Revisionsfrage herangegangen werden, sonst bewege 
man sich lediglich auf einer medial aufgekratzten Oberfläche.
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Herausforderungen des demografischen Wandels für die Soziale Arbeit 
aus Sicht der Sozialen Gerontologie – Impulsvortrag

Prof. Dr. phil. Dörte Naumann
18. Beiratssitzung 06-12-2017

Prof. Dr. Dörte Naumann möchte mit ihrem Impulsvortrag einen Einblick dazu geben, 
was aus Sicht der sozialen Gerontologie auch für die Soziale Arbeit hinsichtlich des 
demografischen und gesellschaftlichen Wandels zu bedenken ist und welche Heraus-
forderungen sich daraus ableiten lassen. Ihr Fokus liegt dabei auf dem Altersstruk-
turwandel.

Gestaltung der Generationenbeziehungen
Als Indiz für die Gestaltung von Generationenbeziehungen in alternden Gesellschaften 
zieht Dr. Nauman den europäischen Social Survey (ESS) heran, der sich mit dem ge-
sellschaftlichen Status „Älterer“ in verschiedenen europäischen Ländern beschäftigt. 
Der Survey belegt, dass gut ausgebaute wohlfahrtsstaatliche Strukturen, in denen auch 
die Soziale Arbeit eine Bedeutung hat, als Grundlage der Solidarität in alternden Ge-
sellschaften verstanden werden kann. Es geht darum, wie solidarische Beziehungen in 
den Familien erhalten werden können. Die vorgelegte Statistik gibt einen Anhaltspunkt 
dafür, dass in den schlecht ausgebauten und sozioökonomisch schwachen Wohlfahrts-
staaten nur eine Minderheit der Bevölkerung angibt, dass ältere Menschen einen po-
sitiven Status haben, während in gut ausgebauten Wohlfahrtsstaaten, wie Luxemburg 
oder Finnland, mehr als doppelt so viele Personen zu diesem Ergebnis kommen. Diese 
Vermutung wäre aber weiter empirisch abzusichern.

Regionale Differenzierung der Sozialen (Alten-)Arbeit im gesellschaftlichen und  
demografischen Wandel
Als weitere Herausforderung benennt Dr. Naumann die zunehmende regionale Diffe-
renzierung in der sozialen Altenarbeit und damit einhergehend auch die Herausforde-
rung, dies in die Ausbildung der Sozialen Arbeit zu integrieren. Als Beleg werden Karten 
herangezogen die zeigen, dass die Regionen mit einer ausgeprägten Alterung ziemlich 
stark mit den dünn besiedelten oder auch peripheren Regionen korrespondieren – auch 
in Bezug auf die alternde Bevölkerung mit Migrationshintergrund.
Dies werfe aus sozialgerontologischer Sicht die Frage auf, welche Arten von Versor-
gungsbedarf und -bedürfnissen bei der alternden Bevölkerung mit Migrationshinter-
grund vorliegen. Wie kann für diese Personengruppe eine bessere Vernetzung und 
Anbindung an die bestehenden Hilfestrukturen erreicht werden? Grundsätzlich gehe 
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es darum, die Bevölkerungsbewegung (Abwanderung aus den ländlichen Räumen/Ver-
dichtung in den Ballungsräumen) und dem damit einhergehenden Altersstrukturwan-
del mit seinen Folgen in den Blick zu nehmen – auch als eine gesamtgesellschaftliche 
Entwicklung. Dr. Naumann vertritt die These, dass sich der Altersstrukturwandel regi-
onal sehr unterschiedlich abbildet und als Konsequenz für die Soziale Arbeit, je nach 
regionaler und lokaler Verankerung, ganz unterschiedliche Interessen und Bedürfnis-
lagen bearbeitet und vermittelt werden müssten.

Zwischenfazit
•		Regional zunehmend heterogene und komplexe Anforderungen in den Arbeitsfeldern 

wie Kinder- und Jugendhilfe, Gesundheitswesen, Alten- und Eingliederungshilfe
•		Infrastruktur sozialer Dienste als signifikanter Standortfaktor
•		Einbezug bzw. Verlagerung der Verantwortung auf nichtstaatliche Akteure: aktivie-

render Einbezug heterogener Akteure der Zivilgesellschaft und Dritten Sektor
•		Anwaltschaft für jeweilige regionale Minderheiten
•		Bedeutungszuwachs kommunaler, städtischer Sozialräume und sozialräumlicher 

Strategien und Gemeinwesenarbeit.

Ausdifferenzierung der Anforderungen und Qualifikationsbedarfe an die Soziale  
(Alten-)Arbeit im Altersstrukturwandel
Dr. Naumann benennt Beispiele und führt dazu aus, welche Bereiche in der sozia-
len Altenarbeit vor besonderen Anforderungen aufgrund des Altersstrukturwandels 
stehen. Sie verweist auf einen Paradigmenwechsel in der sozialen Altenarbeit, weg 
vom betreuten Altern hin zu einem aktiven selbstbestimmten Altern. Hier spiele auch 
das freiwillige Engagement und die biografische Gestaltung dieser Lebensphase eine 
sehr wichtige Rolle und genauso auch entsprechende Diskurse zur Frage, welche alten 
Menschen profitieren und partizipieren überhaupt an dieser neuen Form der Altenar-
beit. Es gebe die These, dass von diesem aktiven selbstbestimmten Altern eher die pri-
vilegierteren Älteren, die sogenannten jungen Alten, profitieren und im Umkehrschluss 
diejenigen, die nicht Anschluss halten können, noch weiter marginalisiert werden. Als 
Bereiche, in denen die Bedeutung der Alters- und Generationenproblematik unter-
schätzt wird, benennt sie u.a. die Klinische Sozialarbeit, die Gemeinwesenarbeit und 
partizipative Bürger*innenbeteiligungsprozesse, die soziale Beratung, die Behinder-
tenhilfe, die Wohnungslosenhilfe, die Familienhilfe, die rechtliche Betreuung und die 
kultursensible Altenarbeit. Daraus folgernd nehme perspektivisch die Bedeutung von 
sozialgerontologischen Kenntnissen, auch in den Bereichen jenseits der Altenarbeit zu.
Auf Nachfrage führt Dr. Nauman differenzierter aus, was sie unter kultureller Sensi-
bilität in der Altenarbeit versteht. Das Konzept einer bedürfnissensiblen/kultursen-
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siblen Pflege in einer pluralen Gesellschaft bezieht sich aus ihrer Sicht weniger auf 
die Grundpflege, sondern stärker auf die Alltagsbegleitung, einschließlich der Un-
terstützung bzw. Ermöglichung von sozialer Teilhabe, der Gestaltung von haushalts-
nahen Dienstleistungen sowie psychosozialen Beratungsangeboten. Dazu sind sozial 
benachteiligte Lebensverläufe mit belastenden Arbeits- und Wohnbedingungen und 
entsprechenden gesundheitlichen Problemlagen in der Bevölkerung mit Migrations-
hintergrund gehäuft. Auch die Frage der Vernetzung mit den lokalen Hilfestrukturen 
und pflegerischen Versorgungsstrukturen spiele dabei eine Rolle und dies eher auf der 
Ebene der Beratung und Vermittlung, als in den grundpflegerischen Tätigkeiten selbst.

Ausdifferenzierung des Qualifikationsbedarfs in der Sozialen (Alten-)Arbeit
Abschließend geht Dr. Naumann auf den Qualifikationsbedarf in der Sozialen Arbeit 
ein. Aus ihrer Sicht gewinnt die soziale Gerontologie als Bezugsdisziplin für die Soziale 
Arbeit an Bedeutung. Eine Expertise müsse in diesem Handlungsfeld entsprechend 
ausdifferenziert werden. Die Behandlung von Generationenthemen erfordere einen 
Diskurs, der die bislang vorherrschenden negativen Altersbilder aufhebt zugunsten 
einer differenzierten Wahrnehmung davon, dass Altern ein Prozess ist, der sich auf 
verschiedenen Ebenen wiederspiegelt, in unterschiedliche Richtungen gleichzeitig ge-
schieht und auch gestaltbar ist. Dies erfordere eine Sensibilität für eine lebensverlaufs-
bezogene Sozialpolitik, also die Gestaltung von Lebensverläufen und Alternsverläufen 
über den gesamten Lebensverlauf hinweg sowie die Verschränkung von Risikolagen 
in benachteiligten Bevölkerungsgruppen. Es sei wichtig ein Verständnis für die Ausdif-
ferenzierung der Bedarfs- und Bedürfnislagen der Lebensphase Alter zu entwickeln 
und über entsprechende Kenntnisse von den Möglichkeiten und sozial strukturierten 
Chancen der Unterstützung einer selbstständigen Lebensführung und Teilhabe zu ver-
fügen. Stichworte sind hier z. B. Barrierefreiheit, die alternsgerechte Gestaltung von 
Quartieren und die Kommunikation mit älteren Menschen. Es gehe auch darum, eine 
Sensibilität für die Anpassungsfähigkeit an soziale Ausgrenzungsprozesse zu entwi-
ckeln und gleichzeitig die Würdigung und Unterstützung der Autonomie und Wahlent-
scheidungen mit zu tragen.

Begriffsbestimmung soziale Gerontologie – Exkurs
Dr. Naumann führt aus, dass sich in Deutschland die Gerontologie durch ihre inter-
disziplinäre Betrachtungsweise auf das Thema Altern und die Hinwendung zu der 
Frage, wie gutes Altern gestaltet werden kann, auszeichne. Die soziale Gerontologie 
habe eine stärker sozialwissenschaftliche Ausrichtung. Das heißt sie beschäftigt sich 
mit sozialwissenschaftlichen und auch sozialpolitischen Dimensionen der Alterung 
von Gesellschaften. Sie bezieht sich u.a. auf die Psychologie, die Geografie, die Po-
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litologie, die Architektur, teilweise auf die Ingenieurwissenschaften und auf regionale 
Differenzierungen im Hinblick auf den Altersstrukturwandel. Die soziale Gerontologie 
interessiere sich für gute Lebensbedingungen und damit einhergehend auch für gute 
Alternsverläufe über den gesamten Lebensverlauf hinweg. Das heißt, es wird immer 
der Lebensverlauf vor der gesellschaftlich konstruierten Lebensphase Alter mitbe-
rücksichtigt, weil sich daraus die Differenzierung der Lebensphase Alter ergibt.
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Wer wird warum Sozialarbeiter*in? Die Soziale Arbeit im Kontext habitus-
spezifischer Deutungsmuster von Studierenden

Lena Loge M.A.
19. Beiratssitzung 15-5-2019

Das Promotionsvorhaben von Frau Loge beschäftigt sich mit der zentralen Frage, 
„wer warum Sozialarbeiter*in wird?“ Sie schaut sich dazu Studienfachwahlen an und 
begreift diese als habitus- und milieuspezifische Entscheidungen. Frau Loge hat 13 
themenzentrierte Interviews mit Erstsemester-Studierenden an einer Hochschule für 
angewandte Wissenschaften durchgeführt und zwar aus den Fachgebieten „Soziale 
Arbeit“ und „Bauingenieurwesen“, weil diese geschlechtlich kontrastiv besetzt sind. 
Sie hat die Interviews mit der Methode der Habitus-Hermeneutik ausgewertet – ein 
interpretatives Vorgehen bei dem das Interviewmaterial (überwiegend in Gruppen) 
sequenzanalytisch interpretiert wird. Es werden verschiedene Lesarten am Material 
gebildet, Habitushypothesen aufgestellt und diese Hypothesen im weiteren Material 
geprüft und so schlussendlich ein Habitussyndrom pro Fall erarbeitet und mit Blick auf 
die Studienfachwahl die Handlungs-, Verhaltens- und Bewertungsmuster einer Person 
erschlossen. Ziel ist es, die sozialen Logiken, die hinter den Studienfachwahlen wirken, 
zu entschlüsseln und die Fälle im Milieuraum zu verorten. Zunächst stellt Frau Loge 
ihren theoretischen Zugang zu ihrem Projekt vor: das „Habitus-Konzept“ von Pierre 
Bourdieu sowie das Konzept „Sozialer Milieus“ nach Michael Vester, welches an Bour-
dieu anschließt. Anschließend gibt sie einen Einblick in zwei kontrastive Fallbeispiele 
von Studentinnen der Sozialen Arbeit, die ganz unterschiedliche habitus- und mili-
euspezifische Deutungsmuster der Sozialen Arbeit wiederspiegeln.
Das Habitus-Konzept bzw. der Habitus meint eine Grundhaltung zur Welt, d.h. er ist 
Ausdruck und Folge der eigenen Positionen im sozialen Raum. Die eigene Position im 
sozialen Raum wiederum wird bestimmt durch das Vorhandensein von Kapital, wobei 
es hier nicht nur um ökonomisches Kapital geht, sondern auch um kulturelles und 
soziales Kapital (Bildungstitel, Wissen, Netzwerke, Beziehungen etc.). Je nachdem, 
unter welchen objektiven Rahmenbedingungen eine Person aufwächst entwickelt sie 
eine spezifische Sicht auf die Welt und ein spezifisches Verhalten, also einen spezi-
fischen Habitus. Der Habitus ist demnach eine inkorporierte soziale Ordnung. Er ist 
uns außerdem nicht völlig bewusst zugänglich, wir können Teile davon, unsere soziale 
Position, bis zu einem gewissen Grad reflektieren aber viele Handlungsabläufe laufen, 
sozialisationsbedingt, wie automatisiert. Der Habitus ist vergeschlechtlicht: Durch die 
vergeschlechtlichte Sozialisation unterscheiden sich die Verhaltensweisen, Bewer-
tungs- und Handlungsmuster von Männern und Frauen. “Der Habitus führt als eine Art 
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Wegweiser durch das Leben. Dass dies überwiegend unbewusst und wie automatisch 
geschieht, wird erst auf der Grundlage bestimmter, langfristig eingeübter Sichtwiesen 
möglich, die auf die im Herkunftsmilieu gegebenen Bedingungen verweisen und die 
im Laufe der Zeit mit zunehmend schlafwandlerischer Sicherheit praktiziert werden“ 
(Bremer 2014: 13).
An dieses Habitus-Konzept knüpft auch das Modell „Sozialer Milieus“ nach Michael 
Vester an. Demnach sind soziale Milieus Gruppen von Menschen mit ähnlicher Le-
bensführung, mit ähnlichen Werten und Einstellungen, also einem ähnlichen Habitus 
– d.h. die Vorstellung davon, worauf es im Leben ankommt, welche Rolle der Beruf 
spielt, welcher Beruf überhaupt warum erstrebenswert ist, all das ist in den Habitus 
eingebettet und ist abhängig von der Sozialisation in einem bestimmten sozialen Milieu. 
Die Milieu-Landkarte nach Vester spiegelt die deutsche Bevölkerung wieder. Grundla-
ge sind repräsentative und auch qualitative Erhebungen, in denen die verschiedenen 
Habitus-Typen in Deutschland erhoben wurden. Das Milieukonzept ist durch zwei Ach-
sen gegliedert, einmal durch eine vertikale Herrschaftsachse, d.h. es ist dreigliedrig 
aufgebaut: Unten sind die privilegierten Milieus mit den höheren Macht- bzw. Berufs-
positionen und mehr Kapitalien. In der breiten Mitte sind die mittleren Volksmilieus 
und unten die Unterprivilegierten sozialen Milieus verortet. Außerdem ist das Modell 
horizontal aufgespannt, nämlich nach den Einstellungen, die wir in den Milieus finden 
– vor allem nach der Einstellung zur Hierarchie. Rechts sind die ständisch kleinbür-
gerlichen abgebildet, die hierarchisch orientiert sind, die sich an Werten von Autorität 
und Respekt orientieren und je weiter nach links beschreibt die Grafik, desto selbstbe-
stimmter und desto mehr auf Autonomie ausgerichtet verhalten sich die Angehörigen 
der Milieus.
Nach der theoretischen Einführung stellt Frau Loge zwei sehr unterschiedliche Fälle 
aus der Sozialen Arbeit kontrastierend gegenüber. Beide Interviewpartnerinnen schei-
nen sich mit Blick auf ihre familiären Hintergründe und ihre Schullaufbahn zu ähneln, 
ihre Deutungen der Sozialen Arbeit sind jedoch sehr unterschiedlich. Während die eine 
Interviewpartnerin die Soziale Arbeit eher als Instanz zur „Umstellung und Erziehung“ 
sieht, hat die andere Interviewpartnerin deutlich offenere Vorstellungen: Sie nimmt 
einen herrschaftskritischen, systemverändernden Blick auf die Soziale Arbeit ein.
Auf Nachfrage ergänzt Frau Loge, dass in einem Vergleich der Fachgebiete „Soziale 
Arbeit“ und „Bauingenieurwesen“ deutliche geschlechtsspezifische Ausprägungen in 
den Rollenbildern zu erkennen seien. Im Fachgebiet der Sozialen Arbeit bilde sich eine 
große Spannbreite an Rollenbildern bei den Studierenden ab: Von dem Wunsch gesell-
schaftspolitisch etwas verändern zu wollen, bis hin zu einer starken Identifikation mit 
dem Feld in der Weise, eine Schutzfunktion gegenüber z.B. Jugendlichen einnehmen 
zu wollen.
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Anknüpfend an die Frage, wie sich die dargelegten unterschiedlichen Haltungen ge-
genüber dem Berufsfeld der Sozialen Arbeit auswirken könnten, stellt Frau Loge einen 
Bezug zu der Breite der gesellschaftlichen Milieus, die durch die Soziale Arbeit abge-
deckt werden, her. Dies erfordere möglicherweise eine Vielfalt an unterschiedlichen 
Milieus unter den Studierenden und damit einhergehend komplexe Lehrprozesse. Nach 
Auffassung von Frau Loge ist die Erreichung einer quantitativen Vielfalt aller sozialen 
Milieus für dieses Berufsfeld nicht möglich, da zur dominanten Haltung in der Sozialen 
Arbeit manche Vorstellungen besser passen als zu anderen, was mitunter auch zum 
Abbruch des Studiums führen könne.
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